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Protokoll 
über die, am Mittwoch den 28.06.2023,  

um 19.00 Uhr 
im neuen Feuerwehrhaus 

stattgefundene 
ORDENTLICHE SITZUNG des GEMEINDERATES 

ÖFFENTLICHER TEIL 
 
Fraktion ÖVP:  Bgm. Josef Schmidl-Haberleitner, Vizebgm. Jutta Polzer,  

StR DI Friedrich Brandstetter, GR Nikolaus Niemeczek BSc, 
GR Manfred Hebenstreit, GR Josef Rothensteiner, GR MR i.R. 
Kurt Heuböck, GR Ing. Jochen Pintar, GR Gaby Schwarz, GR 
Raffael Herzog 

Fraktion GRÜNE:   Vizebgm. Ingrid Burtscher, StR Philip Renner,  
GR Michael Sigmund, GR Rudolf Mlinar, GR Christine 
Leininger, GR Felix Renner, GR Mag. Elisabeth Reinthaler MSc 

Fraktion SPÖ:  StR Scheibelreiter, StR Alfred Gruber, GR Dr. Peter Grosskopf, 
GR Katharina Krenn, GR Ing. Thomas Ded,  

Fraktion WIR:  StR Wolfgang Kalchhauser, StR Maria Auer, GR DI Helmut 
Schoder, GR Günter Fahrner, GR Ing. Manfred Woletz 

Fraktion FPÖ:  GR Anna-Leena Krischel bakk.phil 
   
 
Entschuldigt:   StR Markus Naber MA MSc (ÖVP), StR Thomas Tweraser 

(ÖVP), StR Susanne Stejskal, (ÖVP), GR Anton Strombach 
(SPÖ), GR Ingeborg Holzer (SPÖ),  

 
    
Unentschuldigt:    
 
Entschuldigt    
verspätet:    
 
Frühzeitig verlassen:  
Auskunftspersonen: StADir. Andrea Hajek  
Schriftführerin: Evelyn Stattin  
Beginn: 19:31 Uhr 
Ende: 22:00 Uhr 

 
Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung zur festgesetzten Zeit, die Einladungen sind 
erfolgt, die Beschlussfassung ist gegeben.  
 
Folgende Tagesordnungspunkte werden abgesetzt: 
Top 04 – Bestandsvertrag Bundesforste – Hundeauslaufzone (Vizebgm. Burtscher) 
Top 11 – Geschenkannahme (GR Sigmund) 
Top 12 – Plakatierung (StR Tweraser) 
Top 13 – EDV – Erneuerungen (StR Tweraser) 
Top 14 – Kündigung Hot-Spot vor dem Rathaus (StR Tweraser) 
Top 30 – Kommunalsteuerförderungen (StR Tweraser) 
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Es liegen 5 Dringlichkeitsanträge vor 

 
1. Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 
Gemeinderates am 28.06.2023 eingebracht von Vizebgm. Ingrid Burtscher 
bezüglich der Resolution zur Vereinfachung der Durchführung von 
Geschwindigkeitsbegrenzungen in Gemeinden 

 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  
Antrag:  
Der Gemeinderat möge dem Antrag die Dringlichkeit zuerkennen.  
Entscheidung:  
Dafür: Mehrheit d. GR  
Stimmenthaltung: StR Gruber, GR Hebenstreit 
Mehrheitlich angenommen 
 
Die inhaltliche Behandlung findet unter Top 24 statt. 
  

 
2. Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 
Gemeinderates am 28.06.2023 eingebracht von der Fraktion WIR bezüglich der 
Schließung der Postfiliale in Pressbaum. 
 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  
Antrag:  
Der Gemeinderat möge dem Antrag die Dringlichkeit zuerkennen.  
Entscheidung:  
Dafür: Mehrheit d. GR 
Stimmenthaltung: Vizebgm. Polzer 
Mehrheitlich angenommen 
 
Die inhaltliche Behandlung findet unter Top 24a statt. 
 
3. Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 
Gemeinderates am 28.06.2023 eingebracht von Bgm. Schmidl-Haberleitner bzgl. 
Grundsatzbeschluss für den Ankauf eines Grundstückteiles für die FF-Rekawinkel. 
 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  
Antrag:  
Der Gemeinderat möge dem Antrag die Dringlichkeit zuerkennen.  
Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
 
Die inhaltliche Behandlung findet unter Top 24b statt. 
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4. Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 
Gemeinderates am 28.06.2023 eingebracht von StR Susanne Stejskal 
bzgl.Schulbesuch einer Pressbaumer Schülerin in der polytechnischen Schule 
Neulengbach. 
 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  
Antrag:  
Der Gemeinderat möge dem Antrag die Dringlichkeit zuerkennen.  
Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
 
Die inhaltliche Behandlung findet unter Top 33 im nicht öffentlichen Teil statt.  
 
 
5. Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 
Gemeinderates am 28.06.2023 eingebracht von Bgm. Schmidl-Haberleitner bzgl. 
dem Ansuchen um finanzielle Beteiligung bei der Errichtung eines Güterweges am 
Bauernhof Hochreiter 
 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  
Antrag:  
Der Gemeinderat möge dem Antrag die Dringlichkeit zuerkennen.  
Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
 
Die inhaltliche Behandlung findet unter Top 33a im nicht öffentlichen Teil statt. 
 
Bürgermeister Schmidl-Haberleitner zieht den nicht öffentlichen Teil vor. 
 
 

 Nunmehr wird in die Tagesordnung wie folgt eingegangen: 
 
 

Öffentlicher Teil 
1. Einwendungen zum Protokoll der letzten Sitzung 18.04.2023  

2. Bericht Prüfungsausschuss (GR Dr. Großkopf) 

3. Einwendungen zum Protokoll der letzten Sitzung 30.05.2023 

4. Bestandsvertrag Bundesforste – Hundeauslaufzone (Vizebgm.in Burtscher) 

5. Projekt Straßenbau Schwabendörfl (Vizebgm.in Burtscher) 

6. Übereinkommen WEG Pfalzauerstraße 62 (Vizebgm.in Burtscher) 

7. Raumplanung – neuerlicher Beschluss „Hauptstraße West“ (StR DI Brandstetter) 

8. Subventionen (Vizebgm.in Polzer) 

9. Ermächtigung zur Entgegennahme von Reisepassanträgen sowie Anträgen für 

Personalausweise (Vizebgm.in Polzer) 
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10. Beschlussfassung Stromausschreibung BBG 2025-2027 (StR DI Brandstetter) 

11. Geschenkannahme (GR Sigmund) 

12. Plakatierung (StR Tweraser) 

13. EDV - Erneuerungen (StR Tweraser) 

14. Kündigung HOT Spot vor dem Rathaus (StR Tweraser) 

15. PKomm Schwimmbad ermäßigter Eintritt für Familien (GR Fahrner) 

16. Löschungserklärung Weidlingbachstraße 19 (StR DI Brandstetter) 

17. Löschungserklärung Terrassengasse 4 (StR DI Brandstetter) 

18. Sanierung Stadtsaal (GR Ing. Strombach) 

19. Kleinkindbetreuung – Aufhebung Zuschuss für Eltern (StRin Stejskal) 

20. VS-Ferienbetreuung 2023 – Hilfswerkkosten (StRin Stejskal) 

21. Erneuerbare Energie (GR Sigmund/GR Heuböck) 

22. Klimafest (GR Sigmund) 

23. Gesellschafterzuschuss PKomm (GR Fahrner) 

24. Inhaltliche Behandlung von Dringlichkeitsanträgen 

25. Berichte 

26. Reduzierung der Wasserbezugsgrundgebühr auf das gemäß NÖ 

Wasserleitungsgesetz § 10 (5) Anlage 1 zu berechnende Ausmaß (GR Dr. 

Großkopf) 

27. Antrag zur Reduzierung von Gebühren und möglicher Wertminderungen bei 

Leistungen durch die PKomm (StR Kalchhauser) 

 
 
Zu Top 01 – Einwendungen zum Protokoll der letzten Sitzung 18.04.2023 
Es liegt keine Einwendung zum Protokoll vom 18.04.2023 vor. Somit ist das Protokoll 

genehmigt. 
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Zu Top 02 – Bericht Prüfungsausschuss 
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Zu Top 03 – Einwendungen zum Protokoll der letzten Sitzung 30.05.2023 
Es liegt keine Einwendung zum Protokoll vom 30.05.2023 vor. Somit ist das Protokoll 

genehmigt. 

 

Zu Top 04 – Bestandsvertrag Bundesforste Hundeauslaufzone 

Wird abgesetzt 

 

Zu Top 05 – Projekt Schwabendörfl Vergabe Ing. Leistungen 
Sachverhalt (vorbereitet von Bgm., Vize.bgm. Burtscher, W. Dibl: 

Seitens der Stadtgemeinde ist es beabsichtigt im Ortsteil Schwabendörfl den 1. Teil der 
Straßensanierung für 2023/2024 durchzuführen. Zugleich soll die WVA 
(Wasserversorgungsanlage) und die Straßenbeleuchtung auf Stand zu bringen bzw. zu 
erneuern. Alle Straßenzüge umfassen ca. 1.800 lfm, davon werden nunmehr ca. 594 lfm 
(grün markierter Bereich lt. Planskizze) saniert und es ist ein Gesamtbudget von ca. € 
700.000 eingeplant. 

 

Bedeckungsvorschlag für das Gesamtprojekt 
• Proj.zuführung durch Überschuss RA 2022  100.000 
• KIP-Förderung 50% von 700.000    350.000 
• BZ-Straße 2023       100.000 
• Laufende Transferzahlungen von Bund,  

Bundesfonds und Bundeskammern 941+860  150.000 
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Nunmehr ist es beabsichtigt die Ingenieurleistungen an die Ingenieur Denk GmbH auf 
Basis der Ausschreibung 2014 zu vergeben.  

Ausschussempfehlung und Datum 
Es liegt eine einstimmige Ausschussempfehlung vom 6.6.2023 für die Vergabe an DI 
Denk vor.  

Vizebgm. Burtscher stellt den  
Antrag:  
Der GR möge die Beauftragung der Ingenieur Denk GmbH für die Ingenieurleistungen 
(Planung, Ausschreibung & Bauaufsicht) zur Durchführung des Projektes 
Straßensanierung Schwabendörfl in der Höhe von € 64.000,-- inkl.Ust. (29.000 für STR, 
17.000 für WVA und 18.000 für STR-Beleuchtung) beschließen. 
 
Bedeckung  gegeben durch Zuführung Überschuss RA 2022 – € 100.000 
Verbuchung  5/612013-060201 STR    € 29.000 inkl.Ust. 
   5/612013-060502 STR-Beleuchtung  € 18.000 inkl.Ust. 
   5/850192-062000 WVA     € 17.000 exkl.Ust. 
 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
Wortmeldungen: StR Kalchhauser, Bgm. Schmidl-Haberleitner 
 

Zu Top 06 – Übereinkommen WEG Pfalzauerstraße 62 
Sachverhalt:(vorbereitet von Vize.bgm. Burtscher, W. Dibl): 

Die Eigentümergemeinschaft Pfalzauerstraße 62 hat im Zuge der letzten 
Wasserabrechnung 2022/2023 einen Einspruch mit der Begründung erhoben, dass die 
Verrechnungseinheit des Wasserzählers zu hoch sei.  
Grundsätzlich stimmt dies, aber der Zähler zählt auch einen Hydranten der 
Stadtgemeinde mit. Zur Versorgung des Hydranten ist die größere Einheit technisch 
erforderlich, es soll jedoch eine der Wohnanlage angepasste Bereitstellungsgebühr 
verrechnet werden.  
Stellungnahme der Wassermeister / PKomm: 
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Dem Ausschuss wurde am 6.6.2023 von angedachter Vereinbarung berichtet und gab 
eine einstimmige Empfehlung hierfür. 
 
Vizebgm. Burtscher stellt den  
Antrag:  
Der GR möge der Vereinbarung zur Richtigstellung der Verrechnungseinheit für den 
Wasserzähler der Wohnanlage und der allenfalls Rückverrechnung des 
Wasserverbrauches über den Hydranten zustimmen. 
 
Bedeckung keine Erforderlich. Es besteht auch keine Abgabenverzicht, da die 
richtige Verrechnungseinheit für den WZ angepasst werden soll. 
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Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 

Zu Top 07 – Aufhebung und Neufassung der Beschlüsse zum 
Flächenwidmungsplan (29.06.2022) und Bebauungsplan (22.09.2022) 
Sachverhalt:(vorbereitet von StR DI Brandstetter/SB Matzinger): 

Die öffentliche Auflage des Entwurfes zur Änderung des Örtlichen 
Raumordnungsprogrammes/Flächenwidmungsplanes mit der Planzahl 
„PREB– FÄ17- 12215-E“ sowie des Bebauungsplanes mit der Planzahl 
„PREB- TB6/Ä10-12216–E“ der Stadtgemeinde Pressbaum erfolgte von 26.11.2021 bis 
07.01.2022. In diesem Zeitraum wurden 24 Stellungnahmen abgegeben.  

Das Gutachten der Amtssachverständigen der Abt. RU7 (Raumordnung und 
Raumplanung) des Amtes der NÖ Landesregierung zum Auflageentwurf wurde am 
05.01.2022 mit der Zahl RU7-O-467/202-2021 erstellt und von der Abt. RU1 (Bau- und 
Raumordnungsrecht) am 11.01.2022 rechtlich beurteilt und mit der Zahl RU1-R-
467/069-2021 übermittelt.  

Das Gutachten des Amtssachverständigen der Gruppe Baudirektion, Abteilung 
Allgemeiner Baudienst, Naturschutz des Amtes der NÖ Landesregierung zum 
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Auflageentwurf wurde am 02.02.2022 mit der Zahl BD1-N-8467/029-2021 erstellt und 
am 03.02.2022 von der Abt. RU1 übermittelt.  

Nach eingehenden Beratungen der Stellungnahmen im Bauausschuss wurden im GR 
am 22.03.2022 jene Punkte der Änderung zum Bebauungsplan, Punkt 4, 5 und 6 und 
die geplanten Änderungen der Textlichen Bebauungsvorschriften, die auf Grundlage 
des bestehenden Flächenwidmungsplanes möglich waren, beschlossen. 

Die Beschlussfassung des Flächenwidmungsplanes inkl. der noch zu klärenden Punkte 
und die davon abhängigen Änderungen des Bebauungsplanes wurde verschoben. 

In der Gemeinderatssitzung am 29.06.2022 lagen die Beschlussunterlagen dem GR vor 
– die Verordnung zum Flächenwidmungsplan wurde beschlossen, der Bebauungsplan 
kam nicht zur Abstimmung, das Protokoll wurde beeinsprucht und Änderungen beim 
Abstimmungsverlauf angemerkt. 

In der Gemeinderatssitzung am 21.09.2022 wurde dem geänderten Protokoll 
zugestimmt und die Verordnung zum Bebauungsplan beschlossen. 

Mit Schreiben RU1-R-467/069-2021 vom 10.Mai 2023 teilt die Abt. RU1 (Bau- und 
Raumordnungsrecht)  mit, dass „gemäß § 24 Abs. 10 NÖ R0G 2014 das örtliche 
Raumordnungsprogramm der Landesregierung mit einer Dokumentation der 
Entscheidungsgrundlagen, einem Auszug aus dem Protokoll über die Sitzung des 
Gemeinderates, in der die Verordnung beschlossen wurde, der Kundmachung und den 
Nachweisen der Verständigung der Nachbargemeinden und der lnteressenvertretungen 
gemäß Abs. 5 und den hierauf eingelangten Stellungnahmen binnen zwei Wochen nach 
der Beschlussfassung des Gemeinderates vorzulegen ist. Die Genehmigung der vom 
Gemeinderat am 29. Juni 2022 beschlossenen Verordnung müsste wegen der 
aufgezeigten Widersprüche gemäß § 24 Abs. 11 Z 4 des NÖ Raumordnungsgesetzes 
2014, LGBI. 3/2015 i.d.g.F., versagt werden.“ 

Mit Schreiben RU1-R-467/069-2021 vom 02. Juni 2023 wurde außerdem das 
Gutachten der Amtssachverständigen der Abt. RU7 (Raumordnung und Raumplanung) 
übermittelt und mitgeteilt, dass „gemäß § 13 NÖ ROG 2014 ein örtliches 
Raumordnungsprogramm aus einem Flächenwidmungsplan und gegebenenfalls aus 
einem Entwicklungskonzept besteht. Diese stellen somit, insbesondere auch im Hinblick 
auf die erforderlichen Entscheidungsgrundlagen, eine Einheit dar. Ein Widerspruch des 
Flächenwidmungsplans zum Örtlichen Entwicklungskonzept ist daher nicht zulässig und 
stellt einen Versagungsgrund im Sinne des § 24 Abs. 11 Z 4 NÖ ROG 2014 dar. 
Gemäß § 14 Abs. 2 Z 1 NÖ ROG 2014 ist die Bereitstellung ausreichender und gut 
versorgter Bereiche für nachhaltige und verdichtete Bebauung zu berücksichtigen. Die 
Genehmigung der vom Gemeinderat am 29. Juni 2022 beschlossenen Verordnung 
müsste wegen der aufgezeigten Widersprüche (siehe beigelegtes Gutachten) gemäß § 
24 Abs. 11 Z 4 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014, LGBI. 3/2015 i.d.g.F., versagt 
werden.“ 
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Der Gemeinderat müsste nun den Beschluss der Verordnung vom 29.Juni 2022 
aufheben und unter Berücksichtigung des Gutachtens vom 01.Juni 2023 neu fassen. 

Da der Bebauungsplan auf dem Flächenwidmungsplan aufbaut, wäre auch der 
Beschluss vom 21.09.2022 aufzuheben und entsprechend neu zu fassen. 

Beilagen: 

Beschlussunterlagen Raumplaner: 

00_Beschlussunterlag
en_GESAMT_PREB_FÄ   
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Schreiben RU1/Gutachten RU7 

 



Gemeinderatssitzung 2023-06-28 – öffentlicher Teil  
 
 

53 
 
 
 



Gemeinderatssitzung 2023-06-28 – öffentlicher Teil  
 
 

54 
 
 
 



Gemeinderatssitzung 2023-06-28 – öffentlicher Teil  
 
 

55 
 
 
 



Gemeinderatssitzung 2023-06-28 – öffentlicher Teil  
 
 

56 
 
 
 



Gemeinderatssitzung 2023-06-28 – öffentlicher Teil  
 
 

57 
 
 
 

 

 



Gemeinderatssitzung 2023-06-28 – öffentlicher Teil  
 
 

58 
 
 
 

Ausschussempfehlung vom 13.06.2023:  

1. Aufhebung des GR-Beschlusses zum Flächenwidmungsplan vom 29.06.2022 
und erneute Beschlussfassung unter Berücksichtigung des Gutachtens der RU7 
vom 01.06.2023. 

2. Aufhebung des GR-Beschlusses zum Bebauungsplan vom 21.09.2022 und 
erneute Beschlussfassung unter Berücksichtigung der Änderung des 
Flächenwidmungsplanes inkl. des Gutachtens der RU7 vom 01.06.2023. 

Bemerkung in der Folge muss 2x abgestimmt werden: 

 
StR DI Friedrich Brandstetter stellt den  
Antrag 1: 
 

1. Der GR möge den Beschluss der Verordnung zum Flächenwidmungsplan 
vom 29.06.2022 aufheben. 

Entscheidung: 
Dafür: Mehrheit d. GR 
Enthaltungen: Fraktion WIR, Fraktion SPÖ, 
mehrheitlich angenommen 
 
Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  

Antrag: 
Der Gemeinderat möge einer Wortmeldung von Hrn. Mlynek zustimmen 

Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
 
Wortmeldungen: StR Gruber, Bgm. Schmidl-Haberleitner, GR Ing. Ded,  
GR Ing. Woletz, StR DI Brandstetter, GR DI Schoder, StR Auer,  
 
Bgm. Josef Schmidl- Haberleitner stellt den  

Antrag:  
Den Tagesordnungspunkt nochmals im zuständigen Ausschuss zu behandeln und dem 

GR in der nächsten Sitzung zur Beschlussfassung vorzulegen.  

Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
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2. Der Gemeinderat möge die vorliegende Verordnung C zum 
Flächenwidmungsplan mit der PZ: PREB – FÄ17 – 12215 – C beschließen: 

 
 
 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum beschließt nach Erörterung der eingelangten 
Stellungnahmen folgende 

V E R O R D N U N G „C“ 
 
§1 Aufgrund des § 25 Abs. 1 des NÖ-Raumordnungsgesetzes 2014 idgF. Wird das Örtliche 
Raumordnungsprogramm der Stadtgemeinde Pressbaum geändert (Änderungspunkt 1 in - 
gegenüber dem öffentlichen Auflageentwurf - abgeänderter Form und Änderungspunkt 2 in der 
zur öffentlichen Auflage gebrachten Form). 
 
§ 2: Die Plandarstellung des Flächenwidmungsplanes (PZ: PREB – FÄ17 – 12215 - C), verfasst 
von DI Karl SIEGL, Gschwandnergasse 26/2, 1170 Wien, ist gemäß §12(3) der NÖ-
Planzeichenverordnung (LGBl. 8000/2 idgF.) wie eine Neudarstellung ausgeführt, mit einem 
Hinweis auf diese Verordnung versehen und liegt im Rathaus während der Amtsstunden zur 
allgemeinen Einsicht auf. 
 
§ 4 Diese Verordnung tritt nach ihrer Genehmigung durch die NÖ-Landesregierung und nach 
ihrer darauf folgenden Kundmachung mit dem auf den Ablauf der zweiwöchigen 
Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 
 
 
StR DI Brandstetter stellt den  

Antrag 2: 
1. Der GR möge den Beschluss der Verordnung zum Bebauungsplan 

vom 21.09.2022 aufheben. 
Entscheidung: 
Dafür:  
Dagegen: 
Enthaltungen: 
 

2. Der Gemeinderat möge die vorliegende Verordnung C zum 
Bebauungsplan mit der PZ.: PREB – TB6/Ä10 – 12216 - C 
beschließen: 

 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum beschließt (nach Erörterung der eingelangten 
Stellungnahmen) folgende 
 

V E R O R D N U N G „C“ 
 
§ 1 Aufgrund der §§ 30 - 34 des NÖ-Raumordnungsgesetz 2014 idgF, wird der 
Bebauungsplan (Änderungspunkt 1 in – gegenüber der zur öffentlichen Auflage - abgeänderten 
Form und Änderungspunkt 2 in der zur öffentlichen Auflage gebrachten Form) für die 
Stadtgemeinde Pressbaum abgeändert. Weiters werden die Textlichen Bebauungsvorschriften 
zum Teil in – gegenüber der öffentlichen Auflage - abgeänderten Form abgeändert. 
 
§ 2 Die Festlegung der Einzelheiten der Bebauung und Aufschließung der einzelnen 
Grundflächen ist der mit einem Hinweis auf diese Verordnung versehenen Plandarstellung (PZ.: 
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PREB – TB6/Ä10 – 12216 - C) verfasst von DI. Karl SIEGL, Gschwandnergasse 26/2, 1170 
Wien), welche gemäß §5(3) der NÖ-Planzeichenverordnung, LGBl. 8200/1 idgF., wie eine 
Neufassung ausgeführt ist, zu entnehmen.  
 
§ 3 Die Plandarstellungen, sowie die Textlichen Bebauungsvorschriften liegen im Rathaus 
Pressbaum während der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf. 
 
§ 4 Abänderung der Textlichen Bebauungsbestimmungen - NEUFASSUNG 

1. GRUNDABTEILUNG UND AUFSCHLIESSUNG 
1.1 Das Ausmaß neu geschaffener Bauplätze im Geltungsbereich des Bebauungsplanes darf folgende 

Mindestmaße nicht unterschreiten: 
 - im Teil-Bereich „Rekawinkel“ („B1“ gemäß Plandarstellung des Bebauungsplanes): 1.000m2 

 - im Teil-Bereich „Lastberg“ („B2“ gemäß Plandarstellung des Bebauungsplanes): 800m2 
 - im Teil-Bereich „SacreCoeur“ („B3“ gemäß Plandarstellung des Bebauungsplanes): 1.000m2 

- im Bereich der Widmung „Bauland – Kerngebiet (BK)“ inkl. aller Zusätze, Beschränkungen bzw. 
spezieller Verwendungszwecke: 1000m² 
- im Bereich der Parzelle 296/9 (KG. Pressbaum): 400m² 
- im sonstigen Geltungsbereich des Bebauungsplanes: 700m2 

  
1.2 In das obige „Mindestausmaß neu geschaffener Bauplätze“ können auch Grundstücks-Teile, 

welche die Widmung „Grünland-Grüngürtel (Ggü)“ mit der Funktionsbezeichnung 
„uferbegleitender Gehölzstreifen“ („Ggü“ mit der Nummer „1“ in der Plandarstellung des 
Flächenwidmungsplanes) bzw. „siedlungsgliedernd mit wesentlicher Bedeutung für die 
Oberflächenentwässerung“ („Ggü“ mit der Nummer „2“ in der Plandarstellung des 
Flächenwidmungsplanes) sowie „sonstige siedlungsgliedernde bzw. -begrenzende Bedeutung“ 
(„Ggü“ mit der Nummer „3“ in der Plandarstellung des Flächenwidmungsplanes) aufweisen, bis zu 
einem Höchstausmaß von 200m2 angerechnet werden. 

 

1.3 Bestehende Grundstücke im Bauland können auch dann zum Bauplatz erklärt werden, wenn sie 
eine Größe unter den oben angegebenen Mindestmaßen aufweisen. In diesem Fall sind 
Änderungen von Grundgrenzen jedoch nur möglich, wenn dadurch keine weitere Verringerung 
der bisherigen Grundstücksgrößen erfolgt. 

 

1.4 Eine weitere Verringerung der bisherigen Grundstücksgröße für die unter 1.2 angeführten 
Bauplätze bzw. Grundstücke im Bauland, bzw. eine Verringerung von Bauplätzen gemäß 1.1 unter 
die jeweilige Mindestgröße ist nur dann möglich, wenn diese Verringerung durch erforderliche 
Abtretungen ins öffentliche Gut verursacht wird. 

 
2. GARAGEN und STELLPLÄTZE  
2.1  Die Mindestanzahl der zu errichtender Stellplätze pro Wohneinheit wird wie folgt festgelegt: 

a) Wohngebäude mit bis zu 2 Wohneinheiten: 2 Stellplätze pro Wohneinheit 
b) Wohngebäude ab 3 Wohneinheiten 

-  für Wohnungen bis 55,0m² Wohnnutzfläche:          1,5 Stellplätze pro Wohnung 
-  für Wohnungen von 55,1 bis 90,0 m² Wohnnutzfläche: 1,7 Stellplätze pro Wohnung 
-  für Wohnungen ab 90,1 m² Wohnnutzfläche:         2,0 Stellplätze pro 

Wohnung 
Die so ermittelte Mindestanzahl der Stellplätze für das Bauvorhaben ist auf ganze Zahlen 
aufzurunden. 

 

2.2  Garagen müssen einen Mindestabstand von 5m von der Straßenfluchtlinie aufweisen. Dies gilt 
auch für den Fall, dass die Garage in das Hauptgebäude integriert wird. Der damit entstehende 
„Garagenvorplatz“ darf zur Straße hin nicht eingefriedet werden. Wird keine Garage errichtet, sind 



Gemeinderatssitzung 2023-06-28 – öffentlicher Teil  
 
 

61 
 
 
 

PKW-Stellplätze direkt an der Straßenfluchtlinie zu errichten, die ebenfalls nicht eingefriedet 
werden dürfen. 

 Wenn es die Geländebeschaffenheit gemäß §51 Abs. 2 der NÖ-Bauordnung 2014 idgF. und der 
Baubestand erfordert, sind Garagen im vorderen Bauwich mit einem Mindestabstand von 1,0m 
von der Straßenfluchtlinie zulässig. In diesem Fall sind die Garagen an eine seitliche Grundgrenze 
anzubauen und es ist an einer anderen Stelle direkt an der Straßenfluchtlinie ein nicht 
eingefriedeter zweiter Stellplatz zu errichten. 

 Wenn aufgrund der Situierung der Garage die Errichtung des nicht eingefriedeten 
„Garagenvorplatzes“ nicht möglich oder nicht sinnvoll ist, ist ebenfalls an einer anderen Stelle 
direkt an der Straßenfluchtlinie ein nicht eingefriedeter zweiter Stellplatz zu errichten. 

 

2.3  Auf unbebauten Parzellen dürfen Wohnwägen und Mobilheime nicht auf- und abgestellt werden, 
ausgenommen als zeitlich befristete Baustelleneinrichtung. 

 

2.4 Bei der Errichtung von baulichen Anlagen im „vorderen Bauwich“ dürfen diese nicht höher als 3m 
sein. 

 

2.5 Für alle Bereiche mit der Widmung „Bauland – Kerngebiet (BK)“ inkl. aller Zusätze, 
Beschränkungen bzw. spezieller Verwendungszwecke ist die Errichtung von Gebäuden für das 
alleinige Abstellen von Personenkraftwagen für mehr als 2 Stellplätze nicht gestattet. 

 Ausgenommen ist das Abstellen von Personenkraftwagen bei betrieblicher Nutzung im Zuge von 
Handel und Reparatur von KFZs. 

 

3. SONDERREGELUNG FÜR DIE ZULÄSSIGE BEBAUUNGSDICHTE UND FÜR DIE ANZAHL DER 
HAUPTGEBÄUDE PRO BAUPLATZ  

3.1 In Bereichen, für die der Bebauungsplan die Bebauungsdichte „MBF“ (Maximal bebaubare Fläche) 
vorsieht, ist die maximal bebaubare Fläche wie folgt zu ermitteln: 

 

 MBF = 150m2 + 4% jenes Teiles des Bauplatzes, der gemäß Bebauungsplan in der Festlegung "MBF" 
liegt. Dabei sind Grundstücksteile, die in der Widmungsart "Grünland-Grüngürtel (Ggü)" mit der 
Funktionsbezeichnung „uferbegleitender Gehölzstreifen“ („Ggü“ mit der Nummer „1“ in der 
Plandarstellung des Flächenwidmungsplanes) bzw. „siedlungsgliedernd mit wesentlicher 
Bedeutung für die Oberflächenentwässerung“ („Ggü“ mit der Nummer „2“ in der Plandarstellung 
des Flächenwidmungsplanes) sowie „sonstige siedlungsgliedernde bzw. -begrenzende 
Bedeutung“ („Ggü“ mit der Nummer „3“ in der Plandarstellung des Flächenwidmungsplanes) 
liegen, bis zu einem Höchstausmaß von 200m2 der Berechnungsbasis zur Ermittlung des "4%-
Anteils" zuzuschlagen. 

 

3.2 Auf Bauplätzen bis 1.000m2 sind zusätzlich zu der so ermittelten „Maximal bebaubaren Fläche“ 
Nebengebäude im Gesamtflächenausmaß von bis zu 100m2 zulässig. Auf größeren Bauplätzen 
(>1.000m2) darf die Größe der Nebengebäude die maximal zulässige Größe von auf diesen 
Bauplätzen zulässigen Hauptgebäuden nicht überschreiten. 

 

3.3 Im „Bauland - Wohngebiet (BW)“ mit dem Zusatz „max. 2WE/Grundstück“ darf bis zu einer 
Bauplatzgröße von 1.000m² auch bei der Errichtung von zwei Wohneinheiten, nur ein 
Hauptgebäude pro Bauplatz errichtet werden. 

 
4. EINFRIEDUNGEN, EINFAHRTEN UND SERVITUTSZUFAHRTEN 
4.1  Die Einfriedung der Vorgärten gegen die Verkehrsfläche darf eine Gesamthöhe von 2,0m nicht 

überschreiten. Des Weiteren ist ein massiver Sockel mit einer Mindesthöhe von 30cm und einer 
max. Höhe von 130cm herzustellen. 

 

4.2  Bei einer Neigung des gewachsenen Geländes in einem Verhältnis größer als 2:3 (Höhe:Breite) 
darf der Sockel der Einfriedung eine maximale Höhe von 1,8m erreichen.  

 

4.3 Eine geschlossene Ausführung der Einfriedung in Form einer Mauer oberhalb des Sockels ist nicht 
zulässig. Ausgenommen davon sind Einfriedungen aus Schallschutzgründen entlang der Bundes- 
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und Landesstraßen sowie gegen die Westbahn und Einfriedungen in der „geschlossenen“ 
Bebauungsweise. 

 

4.4 Ein- und Ausfahrten  
 Die Gesamtbreite von Ein- und Ausfahrten darf bei einem Grundstück, gemessen an der 

Straßenfluchtlinie, maximal 8m betragen.  
 Ausgenommen von dieser Festlegung ist der Standort der Freiwilligen Feuerwehr im Bereich der 

Parzelle 157/37 (KG. Pressbaum). 
 

4.5 Erschließung von Bauplätzen über ein Fahr- und Leitungsrecht 
 Über eine Servitutszufahrt (Fahr- und Leitungsrecht) dürfen maximal vier Bauplätze erschlossen 

werden. Über Servitutszufahrt mit einer Mindestbreite von 8,0m können auch mehr als vier 
Bauplätze erschlossen werden. 

 
5. ANTENNEN 
5.1 Antennen (Fernseh- und Parabolantennen,...) und Masten auf oder an Dachflächen bzw. auf oder 

an Gebäuden dürfen diese nicht mehr als 2m überragen. 
 

6. SCHUTZZONEN 
6.1 Für die in der Plandarstellung ausgewiesenen „Schutzzonen“ gelten die in der NÖ Bauordnung 2014 

idgF. und dem NÖ-Raumordnungsgesetz 2014 idgF. festgelegten Bestimmungen für 
„Schutzzonen“. 

 

6.2 Der Abbruch von „Schutzzonen“-Objekten ist unter Berücksichtigung des §31 Abs.8 des NÖ-
Raumordnungsgesetzes 2014 idgF. verboten. 

 

6.3 Entspricht die äußere Gestaltung eines „Schutzzonen“-Objektes im Wesentlichen der 
ursprünglichen Bautradition, so sind bei Zu- und Umbauten zumindest folgende charakteristische 
optische Merkmale der Fassade zu erhalten, wiederherzustellen oder entsprechend ihrem 
ursprünglichen optischen Erscheinungsbild zu ersetzen: 

 * Fensterabstände und –umrahmungen; 
 * Größe und Proportion und Teilung der Fenster, Türen und Tore; 
 * Fassadenteilung, -gliederung und –struktur 
 Historisch, optisch besonders wirksame und baukünstlerisch bedeutsame Merkmale (wie 

Holzveranden oder Holzverzierungen) sind in ihrem Charakter zu erhalten bzw. 
wiederherzustellen. 

 

6.4 Für die nach außen wirksame Gestaltung eines „Schutzzonen“-Objektes sind Materialien, Formen 
und Farben zu verwenden, die in ihrer optischen Wirkung dem ursprünglichen Erscheinungsbild 
des Gebäudes entsprechen. Das gilt sowohl für alle Gebäudefronten und für das Dach als auch für 
untergeordnete Bauteile und Elemente (Balkone, Kamine, Treppen, Fensterrahmen- und -
sprossen, Verkleidungen, Dachrinnen, u.dgl.). 

 

6.5 Die konkrete Umsetzung im Sinne der vorherigen Absätze 6.3 und 6.4 hat sich an der „Schutzzonen-
Dokumentation“, die Bestandteil dieser Bebauungsvorschriften ist, zu orientieren. 

 

6.6 Die harmonische Gestaltung im Sinne des §56 der NÖ Bauordnung 2014 idgF. bei baubehördlichen 
Genehmigungsverfahren ist in den „Schutzzonen“ besonders zu überprüfen.  

 
7. BAUFLUCHTLINIEN 
7.1. Im hinteren und seitlichen Bauwich ist die Errichtung von Nebengebäuden bis zu einer 

Grundrissfläche von 50m2 zulässig.  
 

7.2. In der offenen und gekuppelten Bebauungsweise ist, sofern nicht anders im Bebauungsplan 
eingetragen, für Hauptgebäude ein vorderer Bauwich von 3m zur Straßenfluchtlinie einzuhalten. 

 
8. NIVEAU DES BAUPLATZES 
8.1 Veränderungen des Geländes im Bauland sind unter folgenden Bedingungen zulässig:  
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 a. als Ausgleich geringfügiger Unebenheiten im generell bestehenden Geländeverlauf, 
 b. als Niveauveränderungen auf Straßenniveau im vorderen Bauwich bis zu einer Breite von 6m 

auch bis an die seitlichen Grundstücksgrenzen und einer max. Höhe von 1,8m, 
 c. als Anschüttungen auf den übrigen Flächen, wobei diese an keinem Punkt mehr als 1,0m über 

die bestehende Höhenlage des Geländes (Bezugsniveau gemäß NÖ-Bauordnung 2014) ragen 
dürfen, 

 d. als Anschüttungen mit senkrechten Stützmauern mit geschlossener Oberfläche an die seitlichen 
und hinteren Grundstücksgrenzen heran, wobei die Stützmauer an keinem Punkt mehr als 1,8m 
über die bestehende Höhenlage des Geländes (Bezugsniveau gemäß NÖ-Bauordnung 2014) ragen 
dürfen. Die Anschüttungen selbst dürfen max. 1,0m betragen 

 e. als Anschüttungen mit geneigtem Böschungswinkel an die seitlichen und hinteren 
Grundstücksgrenzen bis 1,0m heran und einer maximalen Neigung 
von 2:4 (H:B)  

 f. Steinwürfe dürfen höchstens 75° steil sein. Der Fuß eines Steinwurfs muss mindestens 1,0m von 
der Grundgrenze entfernt sein und dürfen samt Anschüttung höchstens 1,0m hoch sein. 

9.A. BESTIMMUNGEN ÜBER EINEN ERHÖHTEN BAULICHEN SCHALLSCHUTZ 
Bei mit der Bezeichnung „LS“ (Lärmschutz) im Bebauungsplan gekennzeichneten 
Wohnbaulandflächen ist im Zuge der Schaffung von Wohneinheiten durch geeignete Maßnahmen 
für jene Außenbauteile, die in Richtung der Bahntrasse liegen, für einen erhöhten Schallschutz zu 
sorgen. Weiteres darf die Ausrichtung von Hauptfenstern von Aufenthaltsräumen nicht in Richtung 
der Bahntrasse erfolgen. 
 

9.  BEGRÜNTE DÄCHER, FASSADEN UND KFZ-STELLPLÄTZE 
9.1 Begrünte Dächer 
 9.1.1. Bei Neu-, Zu- und Umbauten von Bauwerken mit Flachdächern (Dachneigung <7°) ist eine 

Begrünung der gesamten Dachflächen vorzusehen. Ausgenommen sind jene Teile der Dachflächen, 
die für die Errichtung von Photovoltaik- und Solaranlagen genutzt werden. 

 25% der Gesamtdachfläche von Hauptgebäuden darf als Dachterrasse ausgebildet werden. 
Ausgenommen von der Berechnung sind Wintergärten mit Glasdeckung. 

 

 9.1.2. Begrünung von Dächern bei bestehenden Gebäuden:  
 Ist bei einem Bestandsgebäude, ausgenommen Gebäude im seitlichen und hinteren Bauwich, die 

maximal zulässige Gebäudehöhe bereits ausgeschöpft, darf bei der Errichtung der Dachbegrünung 
die festgelegte höchstzulässige Gebäudehöhe um das erforderliche Ausmaß der Konstruktionshöhe, 
jedoch nicht mehr als 1 Meter, überschritten werden, wobei die Belichtung von bestehenden, 
bewilligten Hauptfenstern bzw. von Hauptfenstern zulässiger Gebäude auf Nachbargrundstücken 
nicht beeinträchtigt werden darf. 

 
9.2 Begrünte Fassaden 
 9.2.1. Alternativ zu begrünten Dachflächen können bei Neu- und Zubauten von Wohngebäuden mit 

mehr als 4 Wohneinheiten pro Bauplatz zumindest 20% der Fassadenfläche jedes Gebäudes begrünt 
werden. Ausgenommen von dieser Bestimmung sind ortsbildprägende Gebäudefronten in 
Schutzzonen. 

 
 9.2.2. Die zu begrünende Fläche darf auf mehrere Teilflächen an der Fassade aufgeteilt werden. 

Eine einzelne Begrünungsfläche ist jedoch nur dann anrechenbar, wenn sie 5% der Fassadenfläche 
nicht unterschreitet. 

 
 9.2.3. Fensterflächen dürfen nicht zur Fassadenbegrünungsfläche gemäß Punkt 9.2.1. gerechnet 

werden. 
 
 9.2.4. Die Begrünung der Fassaden kann sowohl durch eine bodengebundene als auch durch eine 

wandgebundene Begrünung erfolgen und ist automatisch zu bewässern. 
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 9.2.5. Fassadenbegrünungen sind nach den gültigen Regeln der Technik auszuführen, zu pflegen 

und in einem vitalen Zustand zu erhalten. 
 Erforderliche Pflegemaßnahmen sind bereits in der Planung zu berücksichtigen. 
 
 9.2.6. Bei Bauwerken ab der Gebäudeklasse 3 ist ein brandschutztechnisches Gutachten zur 

Fassadenbegrünung vorzulegen. 
 

9.3 Begrünte KFZ-Stellplätze 
 9.3.1. Bei der Errichtung und Umgestaltung von KFZ-Stellplätzen muss zwischen den 

Stellplatzflächen und den Fahrgassen bzw. den Grundstücksein- und Ausfahrten eine gestalterische 
Trennung der Oberflächen erfolgen. Für die Stellplatzflächen sind sickerfähige Oberflächen 
herzustellen. 

 
 9.3.2. Bei der Neuanlage und Umgestaltung von nicht überdeckten Parkplätzen mit mehr als 4 KFZ-

Stellplätzen müssen Bäume mit einem Stammumfang von min. 15-18cm (gemessen in 1m Höhe, 
Hochstamm) und einer Baumscheibe von mindestens 6 m², bei einer Mindestbreite von 2 m, oder 
einer alternativen Maßnahme für die Absicherung einer ausreichenden Feuchtigkeitszufuhr, 
gepflanzt werden. 
Diese Bäume sind nach den gültigen Regeln der Technik zu pflanzen, zu pflegen und in einem vitalen 
Zustand zu erhalten. 
 
Die Mindestanzahl der zu pflanzenden Bäume wird wie folgt festgelegt: 

5 bis  8 Stellplätze …… 1 Baum 
9 bis 12 Stellplätze ….. 2 Bäume 
13 bis 16 Stellplätze … 3 Bäume 
… für jede weiteren 4 Stellplätze ist für jede volle und angefangene Einheit ein weiterer Baum zu 
pflanzen. 

Die Bäume müssen derart angeordnet werden, dass eine Beschattung der befestigten Flächen des 
Parkplatzes erreicht werden kann. 

 
10. UNVERSIEGELTE FLÄCHEN (keine Abdeckung des Bodens mit einer wasserundurchlässigen Schicht) 
10.1. Unversiegelte Flächen sind Teile von Bauplätzen in denen jegliche bauliche Anlagen unzulässig 

sind. Ausgenommen sind unterirdische Bauwerke, deren Oberkante mindestens 1 m unter der 
bewilligt veränderten Höhenlage des Geländes liegt. 

 
10.2. Pro Bauplatz müssen zumindest 50% der nicht mit Haupt- und Nebengebäuden bebaubaren 

Flächen des Bauplatzes begrünt (z.B.: Wiesen und Rasenflächen, bepflanzte Flächen, Beete, 
Bewuchs, …) werden. Ausgenommen davon sind Fahnenzufahrten. 

 

10.3. Das Ausmaß von eventuell begrünten Dachflächen (Flachdächer und Steildächer) mit einer 
zumindest 20cm starken Substratschicht kann auf das zulässige Ausmaß der versiegelbaren Fläche 
des Bauplatzes angerechnet werden. 

 

10.4. Ist bei vor dem 01.01.2022 baubehördlich bewilligten Gebäuden ein Zu- oder Umbau geplant und 
kann das Ausmaß der unter Punkt 10.2 vorgegebenen unversiegelten Fläche aufgrund der bereits 
konsensgemäß bestehenden versiegelten Flächen nicht erreicht werden, so ist für jeweils 
angefangene 50 m², welche dieses Ausmaß überschreiten, 1 Baum gemäß Punkt 9.3.2 zu pflanzen, 
durch welchen eine Beschattung der versiegelten Fläche gewährleistet wird. 

 
§ 5 Diese Verordnung tritt nach ihrer Kundmachung mit dem auf den Ablauf der zweiwöchigen 
Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 
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Entscheidung: 
Dafür:  
Dagegen: 
Enthaltungen:  
 
Zu TOP 08 – SubventionenSachverhalt (vorbereitet von: Vzbgm.in Polzer/StADir.in 

Hajek/Evelyn Stattin): Es liegt das jährliche Subventionsansuchen der FF Hochstraß 

Schwabendörfl vor:
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Der zuständige Ausschuss hat in dieser Angelegenheit in seiner Sitzung vom 6. Juni 

2023 eine einstimmig, positive Ausschussempfehlung abgegeben.  

 

Vizebgm. Polzer stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat möge der FF Hochstraß Schwabendörfl eine Subventionszahlung 

von Euro 4.180,44 gewähren.  

 

Bedeckung: 1/163000-754000 Euro 2.000 sowie Bedeckung aus dem 
Deckungskreis 163000  Euro 2.180,44 – vorhanden per 11.04.2023 Euro 5.466,40  
 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 

 
Abstimmung findet ohne GR Heuböck statt 
 
Zu TOP 09 – Ermächtigung zur Entgegennahme von Reisepassanträgen sowie 
Anträgen für Personalausweise 
Sachverhalt (vorbereitet von: Vzbgm.in Polzer/StADir.in Hajek/Evelyn Stattin): 
Ermächtigung der Bezirkshauptmannschaft St. Pölten, dass Anträge auf Ausstellung, 

eines gewöhnlichen Reisepasses sowie Anträge auf Ausstellung eines 

Personalausweises beim Bürgermeister der Stadtgemeinde Pressbaum eingebracht 

werden können  

 

Auf Grund der §§ 16 Abs. 3, 19 Abs. 6 und 10a Abs. 1 des Passgesetzes 1992, BGBI. 

Nr. 839/1992, zuletzt in der Fassung BGBI. I Nr. 52/2015, stimmt der Gemeinderat der 

Stadtgemeinde Pressbaum zu, dass Anträge auf Ausstellung, Erweiterung des 

Geltungsbereiches und Änderung eines gewöhnlichen Reisepasses (einschließlich 

Kinderreisepässen) von Personen, die in der Stadtgemeinde Pressbaum ihren Wohnsitz 

haben, beim Bürgermeister der Stadtgemeinde Pressbaum eingebracht werden 

können.  

Der Bürgermeister der Stadtgemeinde Pressbaum wäre aufgrund dieses Beschlusses 

damit von der Bezirkshauptmannschaft St. Pölten mit Verordnung zu ermächtigen:  

a) sich die Identität der Passwerberinnen/Passwerber nachweisen zu lassen, 

b) den Antrag in formaler Hinsicht zu prüfen, 
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c) die Übereinstimmung der eingebrachten Passanträge mit den vorgelegten 

Urkunden zu bestätigen, 

d) die visuelle Prüfung des Fotos vorzunehmen 

e) Papillarlinienabdrücke abzunehmen, 

f) die entsprechenden Gebühren einzuheben, 

g) bisher im Besitz der Passwerberinnen/Passwerber befindliche alte Reisepässe   

zu entwerten sowie 

h) die fertig hergestellten Reisepässe nachweislich auszufolgen 

Diese Ermächtigung soll sinngemäß auch für Anträge auf Ausstellung von 

Personalausweisen erteilt werden.  

Der zuständige Ausschuss hat in dieser Angelegenheit in seiner Sitzung vom 6. Juni 

2023 eine einstimmig, positive Empfehlung abgegeben.  

 

Vizebgm. Polzer stellt den  

Antrag:  
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge beschließen, einen derartigen 

Antrag auf Ermächtigung bei der zuständigen Bezirkshauptmannschaft St. Pölten 

einzubringen. 

Entscheidung:  
Dafür: Mehrheit d. GR 
Dagegen: GR Fahrner 
Wortmeldungen: GR Fahrner, Vizebgm. Polzer, GR Reinthaler,  
Mehrheitlich angenommen 
 
Zu Top 10 – Bericht des Herrn Bürgermeisters Josef Schmidl- Haberleitner gemäß 
§ 38 Abs. 4 NÖ GO 1973 
 
Bedarfserhebung/ Folgeausschreibung "Lieferung elektrischer Energie 2025-
2027" (GZ 2201.04319) durch die BBG 
 
Sachverhalt:(vorbereitet von Bürgermeister Josef Schmidl- Haberleitner und 
Schindlecker): 

Um die Anschlussversorgung ab 2025 rechtzeitig sicherzustellen, bereitet die BBG die 
Folgeausschreibung „Lieferung elektrischer Energie 2025-2027“ vor und erhebt den 
Bedarf für den Belieferungszeitraum 01.01.2025 bis 31.12.2027. 

. 
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Die BBG schreibt insgesamt über 1.000 GWh elektrische Energie pro Lieferjahr aus und 
ist somit der größte Beschaffer von Strom für öffentliche Auftraggeber in Österreich. 
Aufgrund der Bündelung großer Strommengen, der regionalen und technischen 
Losgestaltung sowie der Strombeschaffung über einen längeren Zeitraum kann ein 
attraktiver Energiepreis angeboten werden. 

. 

Die Experten der BBG übernehmen für alle Kunden die Ausschreibung gemäß 
Bundesvergabegesetz, das Vertragsmanagement, allfällige Lieferantenwechsel, die 
Koordination der Beschaffung und die anschließende Preisfixierung. 

 

Damit die Stadtgemeinde Pressbaum an der Ausschreibung erneut verbindlich 
teilnehmen kann, musste die beiliegende Vollmacht, rechtsgültig unterfertigt bis 
spätestens zum 21. Juni 2023 retourniert werden. 

Gemäß § 38 Abs. 3 NÖ GO 1973 wurde daher die Vollmacht von Herrn Bürgermeister 
Josef Schmidl- Haberleitner unterfertigt, damit die Anschlussversorgung der 
Stadtgemeinde Pressbaum ab 2025 rechtzeitig sichergestellt ist und die Stadtgemeinde 
Pressbaum an der Folgeausschreibung „Lieferung elektrischer Energie 2025-2027“ 
teilnehmen kann. 
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Zu Top 15 – PKomm Schwimmbad: ermäßigter Eintritt für Familien Sachverhalt: 
(vorbereitet von GR Fahrner/Puschnig)  

GR Fahrner informiert die Gemeinderäte, dass Saisonkarten für das Strandbad für in 

Pressbaum Hauptwohnsitz gemeldete Familien (Familienkarten betreffen Familien 

mit maximal zwei Erwachsenen + Kinder zwischen 6 und 14 Jahren) von der 

Stadtgemeinde mit 30,- € pro Karte gefördert werden sollen. Zur Bedeckung stehen 

im VA 2023 unter HH-St.: 1/831000-768000 “Transferzahlungen Eintrittskarten 

Freibad” € 2.000,- zur Verfügung (Stand 20.06.2023).  

Wie im vergangenen Jahr stehen 2 Arten der Familienkarten zur Disposition:  

1) Die Familienkarte für einen Erwachsenen und Kinder zum Preis von € 150,-.  

2) Die Familienkarte für zwei Erwachsene und Kinder zum Preis von € 200,-.  

 

Voraussetzung zur Förderung sind der Hauptwohnsitz aller Familienmitglieder in 

Pressbaum und die Vorlage einer Bestätigung über eben diesen. Die Bestätigungen 

werden vom Meldeamt ausgestellt. Aus datenschutzrechtlichen Gründen werden 

diese in Zukunft nicht mehr personen- und adressenbezogene Daten enthalten, 

sondern ausschließlich der Namen, da die Subventionierung namensgebunden ist.  

Die Stadtgemeinde Pressbaum nimmt die entsprechende Vergütung vor und 

verrechnet diese direkt mit den Antragstellern.  

 

GR Fahrner stellt den 

Antrag: 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Pressbaum möge den Beschluss fassen, dass 

in der Badesaison 2023 im Strandbad Pressbaum Familien die Saisonkarte in einer 

der zwei Varianten (Familienkarte Variante 1 oder Familienkarte Variante 2) 

gefördert bekommen, wenn alle Personen, auf welche die Familienkarte ausgestellt 

ist, mit Hauptwohnsitz in Pressbaum gemeldet sind. Eine Bestätigung über die 

entsprechende Wohnsitzqualität ist Voraussetzung. Die Stadtgemeinde Pressbaum 

nimmt die Vergütung von € 30,--/ Familienkarte vor für die ersten 66 Familien (ergibt 

dann in Summe maximal 1980 €) und verrechnet diese direkt mit den Antragstellern.  

Bedeckung: 1/831000-768000 Euro 2.000 per 20.06.2023 vorhanden 
Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
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Zu Top 16 - Löschungserklärung EZ. 750, Weidlingbachstraße 19 (Tullnerbach) 

Sachverhalt (vorbereitet von StR DI Fritz Brandstetter, Mag. Stefan Wallner) 

Das Notariat Dr. Günther Fuchs hat am 23.03.2023 als Bevollmächtigter der 
Eigentümer der Liegenschaft EZ. 750, KG 01908 bei der Stadtgemeinde Pressbaum 
beantragt, dass die zu Gunsten der Stadtgemeinde Pressbaum eingetragenen 
Verpflichtungen gemäß der Aufsandungsurkunde Zl. 383/50, (unterfertigt am 
25.05.1950) gelöscht werden. 

Es handelt sich um folgende Eintragungen: 

1 a 383/1950 
REALLAST für Gemeinde Tullnerbach und Gemeinde Preßbaum 
b 995/1950 Übertragung der Eintragung(en) aus EZ 232  

Bei der angeführten Reallast, handelt es sich oben genannten Aufsandungsurkunde um 
folgende Verpflichtungen: 

a) dass die Verbauung im Villenstile zu erfolgen hat mit einer verbauten Fläche von 
mindestens 35m², wobei ein vier Meter breiter Vorgarten Bedingung ist, 

b) dass Dachpappe und Eternit zur Eindeckung nicht verwendet werden dürfen, 
c) dass Schrebergärten und Wochenendhütten nicht erbaut werden dürfen und 

Flachdächer nicht zulässig sind, 
d) dass die Beleuchtungsanlage, soweit auch Maste etc. in Frage kommen, der 

Grundeigentümer herzustellen hat. 
 

Die betroffene EZ. 750, KG 01908 (Tullnerbach) liegt in der Weidlingbachstraße 19 in 
3013 Tullnerbach und somit außerhalb des Gemeindegebietes Stadtgemeinde 
Pressbaum. Auch grenzt sie nicht direkt an das Gemeindegebiet der Stadtgemeinde 
Pressbaum an. Somit betreffen die für den Bauplatz geltenden Verpflichtungen nicht den 
Zuständigkeitsbereich der Stadtgemeinde Pressbaum. 

Darüber hinaus sind ist die Art der Verbauung ohnehin in den Pressbaumer 
Bebauungsvorschriften, durch den rechtsgültigen Flächenwidmungs- und 
Bebauungsplan der Stadtgemeinde Pressbaum sowie durch die NÖ Bauordnung 2014 
geregelt. Somit können die gegenständlichen Reallasten als gegenstandslos erachtet 
und zur Löschung freigegeben werden. 

Beilagen: 

• Ansuchen 
• Aufsandungsurkunde 
• Grundbuchsauszug 
• Auszug aus der DKM 
• Löschungserklärung + Anerkennungserklärung 
• Niederschrift des Bausachverständigen 
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1. Ansuchen 
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2. Aufsandungsurkunde 
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3. Grundbuchauszug 
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4. DKM-Auszug vom 27.03.2023 
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5. Löschungserklärung 
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6. Anerkennungserklärung 
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      7. Niederschrift des Bausachverständigen 
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StR DI Brandstetter stellt den 

Antrag: 

Der Gemeinderat möge beschließen, dass die Einverleibung der Löschung der im 
Grundbuchsblatt der EZ. 750, KG 01908 zu Gunsten der Stadtgemeinde Pressbaum 
eingetragenen Reallast: 

1 a 383/1950 
REALLAST für Gemeinde Tullnerbach und Gemeinde Preßbaum 
b 995/1950 Übertragung der Eintragung(en) aus EZ 232 

erfolgen kann. Kosten für die Stadtgemeinde Pressbaum fallen hierbei nicht an. 

Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
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Zu Top 17 - Löschungserklärung EZ. 688, Terrassengasse 4, 3021 Pressbaum 

Sachverhalt (vorbereitet von StR DI Fritz Brandstetter, Mag. Stefan Wallner) 

Das Notariat Reim hat am 05.04.2023 als Bevollmächtigter der Eigentümer der 
Liegenschaft EZ. 688, KG 01905 bei der Stadtgemeinde Pressbaum beantragt, dass die 
zu Gunsten der Stadtgemeinde Pressbaum eingetragenen Verpflichtungen gemäß dem 
Bescheid vom 10.07.1912 der Stadtgemeinde Pressbaum gelöscht werden. 

Es handelt sich um folgende Eintragungen: 

 
 1 a 247/1915 866/1917 Verpflichtungen gem Bescheid 1912-07-10 für  
Gemeinde Preßbaum  

Bei dem Bescheid vom 10.07.1912 handelt es sich um einen Grundabteilungsbescheid, 
in welchem die Bebauung der parzellierten Grundstücke an verschiedene Bedingungen 
geknüpft wird. 

Diese Bedingungen betreffen z.B. die Schaffung von Zufahrten, die Abtretung von 
Grundflächen in das öffentliche Gut, sowie die Einhaltung einer bestimmten 
Bebauungsweise. 

Die Bebauungsweise, sowie allfällige Grundabtretungen werden aktuell von der NÖ 
Bauordnung 2014 und dem gültigen Flächenwidmungs- und Bebauungsplan der 
Stadtgemeinde Pressbaum geregelt. Darüber hinaus gelten für die gegenständliche EZ. 
688 auch die Bebauungsvorschriften der Stadtgemeinde Pressbaum. Die im Lastenblatt 
der Grundbuchseinlage EZ 688 eingetragenen Verpflichtungen sind somit 
gegenstandslos geworden. 

 
Beilagen:  

• Ansuchen 
• Löschungserklärung 
• Grundbuchsauszug 
• Auszug aus dem Bebauungsplan 
• Auszug aus der DKM 
• Löschungserklärung + Anerkennungserklärung 
• Niederschrift des Bausachverständigen 
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1. Ansuchen 
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1.) Bescheid vom 10.07.1912 
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2. Grundbuchauszug 

 
 



Gemeinderatssitzung 2023-06-28 – öffentlicher Teil  
 
 

90 
 
 
 

 

3.) Auszug aus dem Bebauungsplan  
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4.) Auszug aus der DKM  
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5.) Löschungserklärung+Anerkennungserklärung 
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      7. Niederschrift des Bausachverständigen 
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StR DI Brandstetter stellt den 

Antrag: 

Der Gemeinderat möge beschließen, dass die Einverleibung der Löschung der im 
Grundbuchsblatt der EZ. 688, KG 01905 zu Gunsten der Stadtgemeinde Pressbaum 
eingetragenen Reallast: 

1 a 247/1915 866/1917 Verpflichtungen gem Bescheid 1912-07-10 für Gemeinde Preßbaum 

erfolgen kann. Kosten für die Stadtgemeinde Pressbaum fallen hierbei nicht an. 

Entscheidung: 
Dafür: einstimmig 
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Zu Top 18 – Sanierung Stadtsaal 

Sachverhalt (vorbereitet von GR Ing. Strombach/Michael Riedinger):  

Es handelt sich bei der Sanierung Stadtsaal um folgende Sanierungsmaßnahmen, die 

einzeln zur Abstimmung gelangen:  

1. Bodenerneuerung oder Sanierung – Verweis auf die nächste Ausschusssitzung 

2. Barrierefreier Zugang und Garderobenzugang 

3. Bühnenvorhang inkl. elektrische Schiene 

4. Bestuhlung 

5. Heizkörper WC, Boiler 

6. Notausgangstüren – Sicherheitsglas 

7. Decke spritzen, Fliesen ausbessern, Foyerboden aufbereiten 

8. Umstellung auf LED, Bühnenlicht neu, Verkabelung neu, Steckdosen ÖVE – 

Abwarten weiterer Angebote; Einholen von Expertenmeinungen 
 

Zu 2) Barrierefreier Zugang und Garderobenzugang 

Folgende Firmen haben dazu ein Angebot abgegeben: 

Fa. Tug Bau – 3040 Tulln……€ 14.580,00 

Fa. Vina – 1230 Wien………..€ 14.940,- 

Fa. Braunias – 3012 Wolfsgr. € 24.619,20. 
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Es liegt eine positive Empfehlung durch den zuständigen Ausschuss vom 24.5.2023 vor. 
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GR Heuböck stellt den 

Antrag:  

Der Gemeinderat möge der Sanierungsmaßnahme 2 Barrierefreier Zugang und 

Garderobenzugang an den Bestbieter, die Fa. Vina in der Höhe von Euro 14.940 incl. 

Ust zustimmen. Der Stadtsaal ist nicht im Vermögen der Gemeinde (Baurechtsvertrag). 

Die angeführte Investition wird daher auf die verbleibende Mietdauer (31.12.2033) 

abgeschrieben. 

Bedeckung: es wurde anlässlich des Überschusses RA 2022 eine Zuführung an 
das Projekt Stadterneuerung (Sanierung Stadtsaal) Ansatz 380010 über  

€ 130.000,00 durchgeführt.  

Verbuchung unter 5/380010-010000. Budgetierung erfolgt nach Meldung im NTR-
VA 2023 

Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 
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Zu 3) Bühnenvorhang inkl. elektrische Schiene 

Dazu hat die Fa. Tüchler – 1220 Wien ein Angebot in Höhe von € 10.737,00 abgegeben. 
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Es liegt eine positive Empfehlung durch den zuständigen Ausschuss vom 24.5.2023 vor. 
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GR Ing. Heuböck stellt den 

Antrag:  

Der Gemeinderat möge der Sanierungsmaßnahme 3 Bühnenvorhang inkl. elektr. 

Schiene an die Fa. Tüchler in Höhe von € 10.737,- zustimmen. Der Stadtsaal ist nicht 

im Vermögen der Gemeinde (Baurechtsvertrag). Die angeführte Investition wird daher 

auf die verbleibende Mietdauer (31.12.2033) abgeschrieben. 

 

Bedeckung: es wurde anlässlich des Überschusses RA 2022 eine Zuführung an 

das Projekt Stadterneuerung (Sanierung Stadtsaal) Ansatz 380010 über  

€ 130.000,00 durchgeführt.  

Verbuchung unter 5/380010-042000. Budgetierung erfolgt nach Meldung im NTR-

VA 2023 

Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 

 

Zu 4) Bestuhlung 

Folgende Firmen haben dazu ein Angebot abgegeben: 

Fa. Baumgartner – 3021 Pressbaum…€ 6.216,00 

Fa. A.J. Produkte – 4030 Linz…………€ 9.960,00 

Fa. Schäfer Shop – 1220 Wien………€ 11.280,00 

Fa. Koller – 5201 Seekirchen………...€ 27.420,00. 
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Es liegt eine positive Empfehlung durch den zuständigen Ausschuss vom 
24.5.2023 vor. Bei der Farbauswahl der Stühle soll das Gesamtkonzept 
berücksichtigt werden (im Besonderen die Farbe des Bodens). Die Farbwahl 
Stühle/Wand/Boden soll stimmig sein. 

Es wurde beim Hersteller MalscherSitzMöbel der Bestuhlung wie im Feuerwehrhaus 

durch GR Ing. Heuböck noch ein weiteres Angebot eingeholt:  
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Eine Ersparnis von ca. € 7.000,-- für 300 Stück Sesseln konnte somit erzielt werden.  

GR Ing. Heuböck stellt den 

Antrag:  

Der Gemeinderat möge der Sanierungsmaßnahme 4 Bestuhlung mit 300 Stück an die 

Fa. MalscherSitzMöbel lt. vorliegendem Angebot in der Höhe von € 20.764,-- Euro incl. 

Ust  zustimmen. Der Stadtsaal ist nicht im Vermögen der Gemeinde (Baurechtsvertrag). 

Die angeführte Investition wird daher auf die verbleibende Mietdauer (31.12.2033) 

abgeschrieben. 

Bedeckung: es wurde anlässlich des Überschusses RA 2022 eine Zuführung an 
das Projekt Stadterneuerung (Sanierung Stadtsaal) Ansatz 380010 über  

€ 130.000,00 durchgeführt.  

Verbuchung unter 5/380010-042000. Budgetierung erfolgt nach Meldung im NTR-
VA 2023 Budgetierung erfolgt nach Meldung im NTR-VA 2023 

Wortmeldungen: GR Hebenstreit, GR Dr. Großkopf,  

Entscheidung:  

Dafür: einstimmig 

 
Zu 5) Heizkörper WC, Boiler 

Dazu hat die Fa. Seiser – 3021 Pressbaum ein Angebot in Höhe von € 3.228,00 

abgegeben. 
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Es liegt eine positive Empfehlung durch den zuständigen Ausschuss vom 24.5.2023 vor. 
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GR Ing. Heuböck stellt den 

Antrag:  

Der Gemeinderat möge der Sanierungsmaßnahme 5 Heizkörper, WC, Boiler an die Fa. 

Seiser in Höhe von € 3.228,- zustimmen. Der Stadtsaal ist nicht im Vermögen der 

Gemeinde (Baurechtsvertrag). Die angeführte Investition wird daher auf die 

verbleibende Mietdauer (31.12.2033) abgeschrieben. 

 

Bedeckung: es wurde anlässlich des Überschusses RA 2022 eine Zuführung an 
das Projekt Stadterneuerung (Sanierung Stadtsaal) Ansatz 380010 über € 
130.000,00 durchgeführt.  

Verbuchung unter 5/380010-010000. Budgetierung erfolgt nach Meldung im NTR-
VA 2023 

Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 

 

Zu 6) Notausgangstüren – Sicherheitsglas 

Dazu hat die Glaserei Köhler 3032 Eichgraben ein Angebot in Höhe von € 2.664,00 

abgegeben. 

Die Fa. Zoubek – 3013 Tullnerbach wurde ebenfalls zu einer Anbotslegung ein-geladen, 

hat dazu bis dato kein Angebot abgegeben. 
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Es liegt eine positive Empfehlung durch den zuständigen Ausschuss vom 24.5.2023 vor. 
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GR Ing. Heuböck stellt den 

Antrag:  

Der Gemeinderat möge der Sanierungsmaßnahme 6 Notausgangstüren – 

Sicherheitsglas an die Fa. Köhler in Höhe von € 2.664,- zustimmen. Der Stadtsaal ist 

nicht im Vermögen der Gemeinde (Baurechtsvertrag). Die angeführte Investition wird 

daher auf die verbleibende Mietdauer (31.12.2033) abgeschrieben. 

 

Bedeckung: es wurde anlässlich des Überschusses RA 2022 eine Zuführung an 
das Projekt Stadterneuerung (Sanierung Stadtsaal) Ansatz 380010 über € 
130.000,00 durchgeführt.  

Verbuchung unter 5/380010-010000. Budgetierung erfolgt nach Meldung im NTR-
VA 2023 

Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 

 

Zu 7) Decke spritzen, Fliesen ausbessern, Foyerboden aufbereiten 

Diese Arbeiten werden laut StA-Dir. A. Hajek vom Wirtschaftshof Pressbaum mit 

Gesamtkosten in der Höhe von € 5.000,00, durchgeführt. 

Es liegt eine positive Empfehlung durch den zuständigen Ausschuss vom 
24.5.2023 vor. Der Ausschuss ersucht, dass die Nassräume ebenso in den 
Umfang der Sanierung einbezogen werden 

GR Ing. Heuböck stellt den 

Antrag:  

Der Gemeinderat möge der Sanierungsmaßnahme 7 Decke spritzen, Fliesen 

ausbessern, Foyerboden aufbereiten durch den Wirtschaftshof mit Gesamtkosten von € 

5.000,- zustimmen. Der Stadtsaal ist nicht im Vermögen der Gemeinde 

(Baurechtsvertrag). Die angeführte Investition wird daher auf die verbleibende 

Mietdauer (31.12.2033) abgeschrieben. 
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Bedeckung: es wurde anlässlich des Überschusses RA 2022 eine Zuführung an 
das Projekt Stadterneuerung (Sanierung Stadtsaal) Ansatz 380010 über € 
130.000,00 durchgeführt.  

Verbuchung unter 5/380010-010000. Budgetierung erfolgt nach Meldung im NTR-
VA 2023 

Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 

 

zu Top 19 - Kleinkindbetreuung – Aufhebung Zuschuss für Eltern 
Sachverhalt (vorbereitet von StR S. Stejskal / M. Riedinger) 
Auf Grund der Tatsache, dass per 01.09.2023 nur mehr der Nachmittag in Höhe von € 

180,00 für die Eltern zu bezahlen ist, soll dazu der GR-Beschluss vom 21.09.2022 

aufgehoben werden. In diesem Beschluss wurde ein Förderbetrag pro Kind mit € 50,00 

beschlossen. 

Nachstehend der GR-Beschluss vom 21.09.2022 dazu: 
zu Top 16 – KIGA 4 – Elternbeiträge und Förderungen 
Sachverhalt (vorbereitet von StR N. Niemeczek BSc / M. Riedinger) 
 
Die Kleinkindbetreuung in der Uferzeile geht ab 10. 10. 2022 in Betrieb. Dazu sind die 

Beschlussfassungen für die Elternbeiträge sowie für die Beitrags-Förderung zu den Tarifen 

notwendig. 

a) Elternbeiträge 

Dazu wurden Erkundigungen bei den umliegenden Gemeinden durchgeführt. 

Vertraglich wurde mit der Volkshilfe NÖ ein Elternbeitrag pro Kind und pro Monat in Höhe von € 

495,00 vereinbart. 

 
b) Förderung zu den Elternbeiträgen 

Der Vorschlag zur Förderung der Elternbeiträge lautet € 50,00 pro Kind und pro Monat. 
Eine Bedeckung ist unter der HHSt 5/240041-420000 gegeben. 

Es liegt eine positive Ausschussempfehlung vor.  

StR N. Niemeczek BSc stellt den 
Antrag: 
zu a) Der Gemeinderat möge, dem Elternbeitrag von € 495,00 pro Kind und Monat zustimmen. 

Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 
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Abstimmung findet ohne Polzer statt.  

zu b) Der Gemeinderat möge einer Fördersumme von € 50,00 pro Kind und Monat 
zustimmen. 
Entscheidung: 

Dafür: einstimmig 

Abstimmung findet ohne Polzer statt.  
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GR Pintar stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge ab 20.09.2023 die € 50,00-Förderung der Stadtgemeinde 

Pressbaum pro Kind aufheben 

Entscheidung: 
Dafür: Mehrheit d. GR 
Dagegen: StR Gruber, GR Ing. Ded, GR Dr. Großkopf, GR Krenn 
Mehrheitlich angenommen 
 
zu Top 20 - VS-Ferienbetreuung 2023 Hilfswerkkosten  
Sachverhalt (vorbereitet von StR S. Stejskal / M. Riedinger) 
Die Abrechnung für die Sommerferien-Betreuung 2023 an der VS Pressbaum durch 

unseren Partner dem Hilfswerk NÖ, liegt vor. 

Es handelt sich dabei um einen Gesamtbetrag für die Stadtgemeinde Pressbaum in Höhe 

von € 14.150,65. 
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GR Ing. Pintar stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge den Beitrag der Stadtgemeinde Pressbaum für die 

Sommerbetreuung 2023 in Höhe von € 14.150,65 leisten. 

Eine Bedeckung dazu ist unter der HHSt 1/211000-755000, gegeben. 

Entscheidung: 
Dafür: Mehrheit d. GR 
Stimmenthaltung: GR Schwarz, Vizebgm. Polzer,  
Wortmeldungen: GR Reinthaler, Vizebgm. Polzer, GR DI Schoder, GR Renner, Bgm. 
Schmidl-Haberleitner,  
mehrheitlich angenommen 

 

Zu Top 21 –Erneuerbaren Energiegemeinschaft Pressbaum Umwandlung in eine 
Genossenschaft  
SACHVERHALT (GR Sigmund / GR Heuböck/Passin) 
Im Juli 2022 wurde der Verein „Erneuerbare Energiegemeinschaft Pressbaum“ 

gegründet, um erneuerbare Energie gemeinsam zu erzeugen und zu verbrauchen. Der 
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aktuelle Trägerverein der Energiegemeinschaft (bestehend aus Stadtgemeinde und 

Pkomm) soll in eine Energiegenossenschaft umgewandelt werden. Ziel ist es, dass mit 

der Genossenschaft eine Institution geschaffen wird, die in Pressbaum umfassenden 

Energieaustausch ermöglicht. Außerdem soll über die Genossenschaft auch die 

Möglichkeit hergestellt werden, z. B. mittels Bürgerbeteiligung umfassend in 

Ökostromanlagen investieren zu können.  

Der Verein „Erneuerbare Energiegemeinschaft Pressbaum“, welcher im Juli letztes Jahr 

gegründet wurde, soll seine Rechtsform in eine Genossenschaft umwandeln, um die 

Stromerzeugung und den Stromaustausch in Pressbaum groß aufzubauen, da die dafür 

notwendigen Ressourcen vorhanden sind. Im Mai 2023 soll die Genossenschaft mit der 

Arbeit anfangen. Die Investitionen der Genossenschaft werden über die 

Genossenschaft selbst aufgebracht, da sie die dafür erforderlichen Gelder selbst 

erwirtschaften kann. FF Haus liefert bereits Strom. Geplante Solardächer: Neue 

Mittelschule, Pressbaum WSZ, VS (geht nicht, da das Dach vorher renoviert werden 

müsste), auch das Dach vom neuen Wertstoffsammelzentrum dürfte die Gemeinde für 

die Photovoltaikanlagen benutzen, erklärt GR Ing. Heuböck: Die Investitionen in die 

Photovoltaikanlagen müsste die Gemeinde tätigen und dann diese an die 

Genossenschaft verpachten. Im VRV 2024 soll daher der Ankauf von den PV-Anlagen 

berücksichtigt werden. 
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Präsentation von Herrn DI Matthias Zawichowski: 
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Dieser Antrag wurde am 17. Mai im Umweltausschuss mehrheitlich angenommen. 

Wortmeldungen: GR DI Schoder, GR Ing. Heuböck, StR Auer, GR Dr. Großkopf, 
GR Ing. Woletz,  
GR Sigmund stellt folgenden 

Antrag:  
Der Gemeinderat möge: 

Den Grundsatzbeschluss fassen:  

Die Änderung der Rechtsform des aktuellen Trägervereins der Energiegemeinschaft 

„Erneuerbare Energiegemeinschaft Pressbaum“, in eine Genossenschaft zuzustimmen. 

Entscheidung:  
Einstimmig: einstimmig 
Abstimmung fand ohne GR Hebenstreit und GR Ing. Ded statt 
 

Zu Top 22 – klimaFEST 2023, geplant für Samstag, 23. September 2023, 14:00 bis 
18:00 ( GR Sigmund / Fr. Passin) 

 

Auch heuer soll das klimaFEST 2023 wieder in Pressbaum am Kirchenvorplatz, 

Volksschulvorplatz und Rathausvorplatz stattfinden und ein informatives und 

unterhaltsames Programm für Jung & Alt rund um den Klimaschutz mit regionalen Bio-

Schmankerln geben.  
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PROGRAMM:  
- Eröffnung Chor VS Pressbaum 
- Theatergruppe NMS mit der Dipl. Sabine Ernst 
- - Rad-Kuriositäten 
- Vevo Bühne 
- KlimaFEST Besprechung: Mi. 31.5.2023 um 19 Uhr im Cafe Corso 

 
Das Grundbudget soll die Stadtgemeinde Pressbaum zur Verfügung stellen. 
Wie schon in den letzten Jahren soll wieder eine Gegenverrechnung mit dem e5 – 

Mitgliedsbeitrag erfolgen!  
 
Konto Plakate: 1/522000-457000 ( eur 800,-, Stand 22.5.2023) 
Konto Programm: 1/522000-728000 ( eur 900,03, Stand 22.5.2023) 
Bedeckung: 1/ 522000-726000 (eur 3.158,59, Stand 22.5.2023) 
 
Der GR Sigmund stellt den  
Antrag:   

Der Gemeinderat möge der Abhaltung des klimaFestes 2023 am 23.09.2023 in 

Pressbaum zustimmen und das Budget von 2.500,- Euro für die Deckung der Kosten 

genehmigen. 
Entscheidung:  
Einstimmig: Mehrheit d. GR 
Dagegen: GR Dr. Großkopf, GR Ing. Ded, GR Krenn, StR Gruber 
Stimmenthaltungen: GR Scheibelreiter, StR Kalchhauser, GR Fahrner, GR DI 
Schoder, GR Hebenstreit 
Wortmeldungen: GR Dr. Großkopf, Vizebgm. Burtscher,  
Mehrheitlich angenommen 
 
Abstimmung fand ohne GR Niemeczek BSc statt 

 

Zu TOP 23 – Gesellschafterzuschuss PKomm 
a)Gesellschafterzuschuss Pressbaumer Kommunal GmbH (PKomm) € 100.000,- 
Sachverhalt (vorbereitet von GR Fahrner/G. Puschnig): 
Die PKomm hat bereits in den vergangenen Jahren Gesellschafterzuschüsse in Höhe 

von € 100.000,- erhalten. Auch in diesem Jahr ist dieser Betrag für die Bedienung des 

aushaftenden Darlehens notwendig (GR30062015). 
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Es liegt eine negative Ausschussempfehlung des zuständigen Ausschusses vom 
24.05.2023 vor.  
 

GR Fahrner stellt den  

Antrag: 
Der Gemeinderat möge der Zuweisung des Gesellschafterzuschusses für die PKomm 

in Höhe von € 100.000,- zustimmen. 

 

Bedeckung unter: 1/914000-755000 – Beteilung/Transferzahlungen an Unternehmen 

Wortmeldungen: GR Fahrner, StR Gruber, GR DI Schoder, StR Scheibelreiter, 
Vizebgm. Polzer, GR Ing. Ded, Bgm. Schmidl-Haberleitner, GR Ing. Woletz,  
GR Dr. Großkopf,  
Entscheidung: 
Dafür: Mehrheit d. GR  
Dagegen: GR Renner, GR Dr. Großkopf, GR Krenn, StR Gruber,  
StR Scheibelreiter, GR Ing. Ded 
Stimmenthaltungen: GR Krischel bakk.phil., GR Hebenstreit, GR Niemeczek BSc,  
Mehrheitlich angenommen 
 
b. 
Gesellschafterzuschuss/Sonderzuweisung Pressbaumer Kommunal GmbH 
(PKomm) € 150.000,- 
Sachverhalt (vorbereitet von GR Fahrner/G. Puschnig): 
Mit dem Schreiben der PKomm vom 9.5.2023 bezüglich „Gesellschafterzuschuss 2023 

Abgang Strandbad Badbetrieb 2023“ von GF Kleinhagauer ersucht die PKomm 

dringlich um eine Sonderzuweisung in Höhe von € 150.000,-, da sonst der laufende 

Badebetrieb des Strandbades nicht aufrechterhalten werden könne. 
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Es liegt eine positive Ausschussempfehlung der zuständigen Ausschusses vom 
24.05.2023 vor.  



Gemeinderatssitzung 2023-06-28 – öffentlicher Teil  
 
 

144 
 
 
 

 

Kontierung/Bedeckung: 
5/029040-729910 € 150.000,- Rückführung vom Projekt Stadterneuerung 
2/981000-829910 € 150.000,- Rückführung in den oH Haushalt 
 
1/914000-755000 €150.000,- Verbuchung Gesellschafterzuschuss 
2/981000-829910 € 150.000,- Bedeckung Gesellschafterzuschuss 
 

GR Fahrner stellt den  

Antrag: 
Der Gemeinderat möge der Zuweisung des Gesellschafterzuschusses/ 

Sonderzuweisung für die PKomm in Höhe von € 150.000,- zustimmen. Die genaue 

Aufschlüsselung der Kosten wird durch die Fa. Pkomm dem Gemeinderat vorgelegt.  

Wortmeldungen: StR Scheibelreiter, Bgm. Schmidl-Haberleitner, GR Fahrner,  
GR Ing. Ded, Vizebgm. Polzer, StR Gruber,  
Stellungnahme SPÖ liegt dem Protokoll bei 
 
Entscheidung: 
Dagegen: GR Fahrner, StR Kalchhauser, StR Auer, GR DI Schoder, Fraktion SPÖ, 
GR Renner, GR Hebenstreit 
Stimmenthaltungen: GR Niemeczek BSc, GR Reinthaler, StR Renner, GR Krischel 
bakk.phil., GR Ing. Woletz,  
Mehrheitlich abgelehnt 
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Zu Top 24 – Inhaltliche Behandlung von Dringlichkeitsanträgen 
 

Frau / Herrn / Firma 

Damen und Herren des  
Gemeinderates 

Aktenzeichen: Stadtamt 

BearbeiterIn:                Stadttamtsdir. A.Hajek  

e-mail:           andrea.hajek@pressbaum.gv.at  

Telefon                                  02233 52232 77  

Datum: 28.06.2023 
 

Betreff  

Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 NÖ GO 1973 zur Sitzung des 
Gemeinderates am 28.6.2023 eingebracht von Vizebgm. Ingrid Burtscher      
bezüglich Resolution zur Vereinfachung der Durchführung von 
Geschwindigkeitsbeschränkungen in Gemeinden 

 
Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates! 

 

Der VCÖ hat ein Schreiben an die Gemeinden gesendet, in dem die Gemeinden 

aufgefordert werden, an einer Resolution bezüglich Vereinfachung der Durchführung 

von Geschwindigkeitsbeschränkungen in Gemeinden, zu unterschreiben. Es haben 

bereits 170 Gemeinden diese Resolution unterstützt. Das unterschriebene 

Unterstützungsblatt ist bis spätestens 30.6.2023 zu retournieren. 

 

Vizebgm. Burtscher stellt den Antrag auf Zuerkennung der Dringlichkeit und 

Behandlung im öffentlichen Teil. 

 

      

 

Vizebgm. Ingrid Burtscher 

 

 

Sachverhalt: 
Folgendes Mail ist eingelangt, welches auch bereits den GemeinderätenInnen zur 

Kenntnis gebracht wurde: 

 
Von:                                            Lina Mosshammer, VCÖ – Mobilität mit Zukunft <policy@vcoe.at> 
Gesendet:                                Montag, 19. Juni 2023 09:41 
An:                                              Stadtgemeinde Pressbaum 
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Betreff:                                     Anfrage Unterstützungserklärung für Initiative: „Städte und Gemeinden für 
Tempo 30“ 

  
Kennzeichnung:                    Zur Nachverfolgung 
Kennzeichnungsstatus:      Erledigt 
  
Anfrage: Bereits über 170 Gemeinden haben unterschrieben – bitte 
unterstützen auch Sie diese Resolution 

Sehr geehrter Herr Schmidl-Haberleitner! 

Im Rahmen der Initiative „Städte und Gemeinden für Tempo 30“ setzt sich die Mobilitätsorganisation VCÖ für 
eine Anpassung der Straßenverkehrsordnung ein, damit Städten und Gemeinden eine einfachere 
Umsetzung von Tempo 30 auf Haupt- und Nebenstraßen ermöglicht wird. 

Österreichweit unterstützen bereits mehr als 170 Gemeinden und Städten dieses wichtige Anliegen. In 
Niederösterreich beispielsweise Absdorf, Böheimkirchen, Langenlois, Klosterneuburg und St. Valentin. Die 
Liste aller Unterstützenden sehen Sie hier: https://vcoe.at/tempo30/die-unterstuetzenden-staedte-und-
gemeinden) 

Ich schreibe Ihnen heute mit der Bitte, dass auch Sie diese 
Resolution https://vcoe.at/files/vcoe/uploads/Download/Open-Letter-Tempo-30.pdf unterstützen. Nur noch 
bis 30. Juni ist das möglich. Denn bereits Anfang Juli überreichen wir die unterzeichneten Resolutionen an 
die Bundesregierung. 

Je mehr Gemeinden und Städte die Resolution unterstützen, umso eher kann eine Änderung der StVO 
erreicht werden. Deshalb ersuchen wir auch um Ihre Unterstützung! 

Dafür braucht es nur zwei Schritte: 

1.      Abklären, wer die Unterstützungserklärung für Ihre Stadt oder Gemeinde unterzeichnen kann (z.B. 
BürgermeisterIn oder VerkehrsrätIn) 

2.      Unterzeichnen (digital oder gedruckt), einscannen und per Mail bis 30. Juni retour 
an policy@vcoe.at senden 

Die Unterschriften werden bei einem offiziellen Termin Anfang Juli an die zuständigen Ministerien der 
Bundesregierung übergeben. Zu diesem Fototermin sind auch unterstützende Gemeinden herzlich 
eingeladen. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Beste Grüße und vielen herzlichen Dank, 

Lina Mosshammer und Michael Schwendinger 

PS: Daten, Fakten und Grafiken  rund ums Thema Verkehrsberuhigung und Tempo 30 hat der VCÖ hier 
zusammengestellt: www.vcoe.at/tempo30 

VCÖ - Mobilität mit Zukunft 
Bräuhausgasse 7-9 

https://vcoe.at/tempo30/die-unterstuetzenden-staedte-und-gemeinden
https://vcoe.at/tempo30/die-unterstuetzenden-staedte-und-gemeinden
https://vcoe.at/files/vcoe/uploads/Download/Open-Letter-Tempo-30.pdf
mailto:policy@vcoe.at
https://www.vcoe.at/tempo30
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A-1050 Wien 
T +43 1 893 26 97 
E  vcoe@vcoe.at 
www.vcoe.at 
ZVR-Zahl 674059554 

Als Mobilitätsbeauftragte und Vizebürgermeisterin in Pressbaum ist mir die 
Unterstützung der Resolution des VCÖ  
(damit Städten und Gemeinden eine einfachere Umsetzung von Tempo 30 auf Haupt- 
und Nebenstraßen ermöglicht wird) ein großes Anliegen. 

 
o Ein großer Teil unserer Bevölkerung wohnt an der Bundestraße und an 

Landesstraßen.  
o Geschwindigkeitsreduzierung ist bei uns in Pressbaum ein wichtiges 

Thema.  
Durch die Anpassung der StVO würde die derzeitige Verkehrssituation 
mehr Berücksichtigung finden. 

o Derzeit ist im dichtverbauten Gebiet wie bei uns im Zentrum oder in der 
Fröscherstraße eine Geschwindigkeitsreduzierung auf 30 km/h fast 
unmöglich. 

o Wir kennen alle die Vorteile von Geschwindigkeitsreduzierung, dass 
bedeutet weniger Verkehrstote, weniger Lärm und eine positive 
Auswirkung auf das soziale Leben.  
Wir wollen alle das Leben aller, und besonders das unserer Kinder 
schützen, daher unterstütze ich die Resolution zur Änderung der StVO 
des VCÖ. 

 
Vizebgm. Burtscher stellt den 
Antrag: 
Der Gemeinderat möge folgende Unterstützungserklärung unterzeichnen: 

Unterstützungserklärung: „Städte und Gemeinden für Tempo 30“ Die aktuelle Rechtslage 

behindert Städte und Gemeinden auf dem Weg zur notwendigen Verkehrswende. Es 

braucht einen neuen straßenverkehrsrechtlichen Rahmen, der es vereinfacht, Tempo 30 

als verkehrlich, sozial, ökologisch und stadtplanerisch angemessene 

Höchstgeschwindigkeit überall dort umzusetzen, wo sie es für sinnvoll erachten – auch 

auf Straßenzügen im Hauptverkehrsstraßennetz sowie auf Landesstraßen innerorts. Die 

für Mobilität und Stadtentwicklung zuständigen BürgermeisterInnen oder 

VerkehrsrätInnen der unterzeichnenden Städte und Gemeinden erklären daher: 1. Wir 

bekennen uns zur Notwendigkeit einer grundlegenden Verkehrswende mit dem Ziel, die 

Lebensqualität und Verkehrssicherheit in unseren Städten/Gemeinden zu erhöhen und 

einen Beitrag gegen die Klimakrise zu leisten. 2. Wir sehen Tempo 30 für den 

Kraftfahrzeugverkehr auf Haupt- und Nebenstraßen, insbesondere im Ortszentrum, in 

mailto:vcoe@vcoe.at
http://www.vcoe.at/
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Wohngebieten sowie vor Schulen und Bildungseinrichtungen als wichtigen Bestandteil 

dieser notwendigen Verkehrswende. 3. Wir fordern die Bundesregierung und den 

Nationalrat auf, umgehend die rechtlichen Voraussetzungen in der StVO dahingehend 

anzupassen, dass Städte und Gemeinden ohne Einschränkungen und Hindernisse 

Tempo 30 als Höchstgeschwindigkeit innerorts dort umsetzen können, wo sie es mit 

Hinblick auf die notwendige Verkehrswende für sinnvoll erachten.  
Entscheidung: 
Dafür: Mehrheit d. GR 
Stimmenthaltungen: GR Ing. Ded, StR Gruber, StR Scheibelreiter, GR Krenn, 
Fraktion WIR, GR Hebenstreit 
Mehrheitlich angenommen 
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24a) 

 
Wortmeldungen: GR Krischel bakk.phil, Bgm. Schmidl-Haberleitner,  
StR Kalchhauser, Vizebgm. Polzer, 
Entscheidung: 
Dafür: Mehrheit d. GR 
Stimmenthaltungen: Bgm. Schmidl-Haberleitner, GR Herzog, GR Schwarz,  
GR Rothensteiner,  
Mehrheitlich angenommen 
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24b) 
Pressbaum, am 26.06.2023 

 
Dringlichkeitsantrag 

für die Gemeinderatssitzung vom 28.06.2023 
 

Betreff: Österreichische Bundesforste, DI Herzog Bernhard; 
  Grundsatzbeschluss für den Ankauf eines Teiles des Grundstückes GSTNR 21/1 
  für die FF-Rekawinkel 
  
Sachverhalt:  
Von Seite der FF-Rekawinkel wurde 2023 drauf hingewiesen, dass für die Durchführung der  
unterschiedlichsten Adaptierungsarbeiten ein Betrag von ca. 80.000.- Euro notwendig sein wird. 
Dieser Betrag wurde schließlich aus den Überschuss des Rechnungsabschluss 2022 für das Projekt  
Feuerwehr Rekawinkel vorgesehen. 
 
Im Zuge einer Überprüfung des Sachverhaltes wurde festgestellt, dass durch einen Ankauf des  
Wiesengrundstückes (Bauland) hinter der Feuerwehr Rekawinkel, welches derzeit von den  
Bundesforsten an Herrn RÖSLER mittels Baurecht vergeben ist, die vorgesehenen  
Adaptierungsarbeiten nicht notwendig und bereits für die Zukunft Grundstücksflächen für die  
Feuerwehr im Besitz der Stadtgemeinde wären. Es erfolgte daher eine Kontaktaufnahme mit Herrn DI  
HERZOG von den ÖBF welcher mittel Mail folgendes mitteilte:  
 
„wie besprochen ist die ÖBF AG grundsätzlich bereit, das Grundstück GSTNR 21/1 zu teilen und den 
südlichen Teil an die Gemeinde zu verkaufen sowie den nördlichen Bereich in das Baurecht zu 
integrieren. Dem Wunsch von Herrn Rösler entsprechend einen rund 2 bis 2,5 m breiten Streifen vom 
Zaun entfernt zusätzlich zu behalten ergäbe eine grobe Abschätzung von zwei Flächen im Ausmaß von 
232 m² (Baurecht Rösler) bzw. 390m² (Kaufgegenstand Gemeinde). Vorab benötigen wir ein 
Verkehrswertgutachten sowie einen Teilungsplanentwurf. Weiters bedarf es meiner Meinung nach zweier 
Verträge: einen Kaufvertrag zwischen Gemeinde und ÖBF mit aufschiebender Bedingung, dass Rösler 
eine Teilfläche ins Baurecht übernimmt. Sowie einen Nachtrag zwischen Rösler und ÖBF zur Erweiterung 
des Baurechtes mit aufschiebender Bedingung, dass die Gemeinde die Teilfläche übernimmt. Sinnvoll 
wäre jedenfalls ein gemeinsamer Termin vor Ort zur Besprechung der weiteren Vorgehensweise, 
vielleicht gleich mit dem Vermesser (Khatibi?) und Gutachter (Büro Reikersdorfer?)“. 
Demnach wären die Bundesforste bereit eine Fläche von 390 m² an die Stadtgemeinde Pressbaum zu 
einem von einem Gutachter festzustellenden Verkehrswert, zu den angeführten Bedingungen zu 
verkaufen. 
Bedeckung: Im Projekt FF-Rekawinkel sind derzeit 80.000.- Euro unter dem Ansatz 6/163032+829 

910 vorgesehen. Der Restbetrag müsste im Budget 2024 veranschlagt werden. 
Beilagen: 1 Mail DI Herzog ÖBF 
 

Grundsatzbeschluss 
Der Gemeinderat fasst den Grundsatzbeschluss, dass die Ausschussvorsitzende des 
Ausschusses für „Sicherheit und Blaulicht“ beauftragt wird, weitere Verhandlungen mit den ÖBF 
betreffend Ankauf des Grundstückes GSTNR 21/1, im Flächenausmaß von ca. 390m², zum 
Verkehrswert, durchzuführen. Dem Gemeinderat ist diesbezüglich zu Berichten und die Verträge 
sind nach Bereitstellung der notwendigen Bedeckung der Kosten, dem Gemeinderat zur 
Beschlussfassung vorzulegen. 
 

Josef Schmidl-Haberleitner  
Bürgermeister 

 
 
Entscheidung:  
Dafür: Einstimmig 
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Zu Top 25 - Berichte 
Bgm.: Schreiben der FF für die Unterstützung für das FF- Fest  

 
StR Kalchhauser: Parkplätze für Mieter beim alten FF-Haus. Es wird um 
Besprechung in der PKomm ersucht 
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Zu Top 26 – Reduzierung der Wasserbezugsgrundgebühr auf das gemäß NÖ 
Wasserleitungsgesetz § 10 (5) Anlage 1 zu berechnende Ausmaß (GR Dr. 
Großkopf) 
Sachverhalt: 

Bei der GRS am 12.11.2021 wurde auf Basis eines GR-Beschlusses vom 19.05. 2015 

eine Erhöhung der Wasserbezugsgrundgebühr für 2022 um 10,7% auf 3,30 €/m3 und 

bei der GRS am 02.11. 2022 für 2023 um 8,95% auf 3,60 €/m3 beschlossen. Aufgrund 

der nicht nachvollziehbaren Berechnung wurde vom Prüfungsausschuss im Rahmen 

seines Auftrags zur Gebarungsprüfung Herr Bauamtsdirektor um eine 

Kontrollberechnung dieser Grundgebühren ersucht. Die Ergebnisse wurden dem 

Ausschuss am 16.05.2023 präsentiert. Demnach hätte die Grundgebühr für 2022 nur 

2,32 €/m3 für 2023 richtig 2,64 €/m3 betragen. Daher wären diese Werte bei den 

Vorschreibungen für 2022 heranzuziehen gewesen und für die Vorschreibungen 2023 

heranzuziehen.  

Dieser Sachverhalt wurde dem Vorsitzenden des Finanzausschusses und der 

Vorsitzenden des Wasser- und Kanalausschusses schriftlich zur Kenntnis gebracht. 

Eine Behandlung ist in beiden Ausschüssen bisher nicht erfolgt.  
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Bgm. Schmidl-Haberleitner stellt den  

Gegenantrag:  

 
Entscheidung:  
Dafür: einstimmig 
 

GR Dr. Großkopf stellt den  

Antrag 1: Dieser Antrag kommt nicht zur Abstimmung 
Der Gemeinderat möge zumindest ab der Vorschreibung für das 3. Quartal 2023 bei der 

Wasserbezugsgrundgebühr sowie für die Jahresschlussabrechnung 2023 einen Preis 

von 2,64 €/m3 heranziehen. 

Wortmeldungen: Bgm. Schmidl-Haberleitner, GR Dr. Großkopf, StR Gruber,  
Entscheidung:  
Dafür:  
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Dagegen:  
Stimmenthaltungen:  
 
GR Dr. Großkopf stellt den  

Antrag 2: Dieser Antrag kommt nicht zur Abstimmung 
Der Gemeinderat möge beschließen, die durch die höhere Grundgebühr erzielten 

Mehreinnahmen aus 2022 bei künftigen Vorschreibungen als Gutschrift zu 

berücksichtigen. 

 
 
 

 
Parteiunabhängige Bürgerliste WIR! 

 
zu top 27 - Antrag zur Reduzierung von Gebühren und möglicher Wertminderungen 
bei Leistungen durch die PKomm 

  
A N T R A G 

 
Gemäß der Vorberatung zur GR-Sitzung am 28.06.2023 soll folgender 
Tagesordnungspunkt lauten:  
 

Antrag zur Reduzierung von Gebühren und möglichen Wertminderungen bei 
Leistungen durch die Pressbaumer Kommunal-GesmbH., in Folge kurz „PKomm“ 

genannt. 
 
Im gleichnamigen Ausschuss am 24. Mai 2023 kam zur Sprache, dass bei 
Leistungsvergaben an obgenannte Gesellschaft, keine weiteren Vergleichsangebote 
eingeholt werden sollen!  
Dies entspricht keineswegs den üblichen österreichischen Vergabe- oder Qualitätsrichtlinien! 
Wie bereits angeführt, besteht dadurch die Gefahr von Verschwendung öffentlicher Gelder, 
beziehungsweise etwaiger Qualitätsminderungen aller Art.  
 
Dieser Antrag dient dem Zweck, die Gebührenkosten unserer Bürgerinnen und Bürger 
drastisch zu senken! 
 
Der Antrag lautet somit:  
Der Gemeinderat möge daher beschließen, dass: 

A) ein „eventueller“ Beschluss zur alleinigen Auftragsvergabe für die „P.Komm“. mit 

sofortiger Wirkung aufgelöst wird!  

Entscheidung: 
Dagegen: Mehrheit d. GR 
Stimmenthaltung: Fraktion GRÜNE, GR Herzog, GR Schwarz, GR Ing. Pintar,  
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GR Niemeczek BSc, StR DI Brandstetter, GR Rothensteiner, Vizebgm. Polzer,  
Bgm. Schmidl-Haberleitner 
Mehrheitlich abgelehnt 
 
Der folgende Antrag kommt nicht zur Abstimmung. 

B) und in Folge, bei weiteren Auftragsvergaben, mindestens 3 Angebote eingeholt 

werden gemäß eines freien Wettbewerbes, einer Gleichbehandlung aller Bieter und 

Bewerber an geeignete Unternehmer. 

 

 
Parteiunabhängige Bürgerliste WIR! 

                              
                                                                                                    Wolfgang Kalchhauser, StR 

 
Wortmeldungen: Bgm. Schmidl-Haberleitner, GR Ing. Pintar, StR Gruber,  
 
 
 
Der Bürgermeister schließt die Sitzung um 22.00 Uhr 

 
 

V.g.g. 
 

Der Bürgermeister:               Die Schriftführerin: 
 

 

 

.......................................             ………………………… 
Josef Schmidl-Haberleitner                               Evelyn Stattin      
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Die Protokollprüfer: 
 
 
 
 
…………………………………..   ............................................ 
Ing. Jochen Pintar (ÖVP)    Christine Leininger (DIE GRÜNEN) 
       
 
 
 
 
.......................................................   ................................................ 
StR Alfred Gruber (SPÖ)    Wolfgang Kalchhauser (WIR!)   
 
 
     
 
 
……………………………………………. 
GR Anna-Leena Krischel bakk.phil (FPÖ) 
 
 
Stellungnahmen: 
 
Von: wir-pressbaum@gmx.at <wir-pressbaum@gmx.at>  
Gesendet: Mittwoch, 28. Juni 2023 15:07 
An: Hajek Andrea <Andrea.Hajek@pressbaum.gv.at>; Wiesböck Elisabeth 
<Elisabeth.Wiesboeck@pressbaum.gv.at>; Wiesböck Elisabeth 
<Elisabeth.Wiesboeck@pressbaum.gv.at> 
Betreff: Gemeinderatssitzung am 28.06.2023 
 
Stellungnahme zur Gemeinderatssitzung, vom 28.06.2023 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

• die Sachverhalte zu Tagespunkt 7 (Raumplanung-neuerlicher Beschluss 
„Hauptstraße West“) sind in den Unterlagen von Seite 3 – 37 und 41 kaum 
lesbar, besonders die Plandarstellungen zeigen sich als völlig verwischte 
Darstellungen!  
 

• Weiters liegen zu den Tagespunkten 11, 12, 13, 14 und 30 keine Unterlagen vor! 
 
 

 

  

mailto:wir-pressbaum@gmx.at
mailto:wir-pressbaum@gmx.at
mailto:Andrea.Hajek@pressbaum.gv.at
mailto:Elisabeth.Wiesboeck@pressbaum.gv.at
mailto:Elisabeth.Wiesboeck@pressbaum.gv.at
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Eine verantwortungsvolle Beschlussfassung kann daher nicht stattfinden! 
 

• Außerdem ergibt sich die Frage, warum Punkt 28 (Übereinkommen ÖBB Tunnel-
Bau LB 44) in den „Nicht öffentlichen Teil“ der Gemeinderatssitzung positioniert 
wurde. Wir sind der Meinung, dass unsere Bürgerinnen und Bürger im 
öffentlichen Interesse, das Recht haben darüber informiert zu werden!  
Daher unsere Empfehlung: Zurück in den öffentlichen Teil! 

 
Wolfgang Kalchhauser, StR 

 
Pressbaums Bürgerliste WIR! © 

…und wenn`s schnell gehen soll: 0664 4815 663 
Webseite: www.wir-fuer-pressbaum.at 
 
 
  

http://www.wir-fuer-pressbaum.at/
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